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Erster Abschnitt 

Der Landtag und seine Organisation 

 

I. Mitglieder des Landtages 

 

§ 1 

Rechte und Pflichten der Mitglieder des Landtages 

 

(1) Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie sind an Aufträge und Weisungen 

nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

 

(2) Die Mitglieder des Landtages sind verpflichtet, an den Arbeiten des Landtages teilzunehmen.  

 

 

II. Fraktionen 

 

§ 2 

Bildung der Fraktionen 

 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen, zu denen sich Mitglieder des Landtages zusammen-

schließen können, die derselben Partei angehören oder von derselben Partei als Wahlbe-

werber aufgestellt worden sind, falls diese Partei mindestens den nach dem Wahlgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt erforderlichen Anteil an der Stimmenzahl erreicht hat. Jedes Mitglied 

des Landtages darf nur einer Fraktion angehören. Fraktionen können Gäste aufnehmen. 

 

(2) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen der Vorsitzenden, Mitglieder 

und Gäste sowie die Satzung sind dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen. Der Präsident soll 

die Führung einer Bezeichnung untersagen, die die durch die Fraktion verfolgten politischen 

Ziele nicht klar erkennen lässt oder eine Unterscheidung gegenüber anderen Fraktionen 

nicht gewährleistet. 

 

(3) Mindestens drei Mitglieder des Landtages, die sich zusammenschließen wollen, ohne die 

Fraktionsmindeststärke zu erreichen, können durch den Landtag als Gruppe anerkannt wer-

den. Die Rechte von Gruppen bestimmt der Ältestenrat. 

 

§ 3 

Berechnung der Fraktionsstärke 

 

Für die Berechnung der Fraktionsstärken und der Höchstzahlen gelten Gäste als Fraktions-

mitglieder. 
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§ 3a 

Abgeordnete ohne Zugehörigkeit zu einer Fraktion oder Gruppe 

 

(1) Abgeordnete, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören, teilen der Präsidentin oder 

dem Präsidenten mit, in welchem ständigen Ausschuss ihrer Wahl sie mit Rede- und An-

tragsrecht, jedoch ohne Stimmrecht mitwirken wollen. Über die Mitgliedschaft im Ausschuss 

entscheidet der Ältestenrat. Er wägt dabei die berechtigten Interessen der Mitglieder des 

Landtages und das Erfordernis der Arbeitsfähigkeit der Ausschüsse ab. 

 

(2) Abgeordneten, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören, wird durch den Ältestenrat je 

Sitzungsperiode des Landtages eine Gesamtredezeit zugeteilt, die auf der Grundlage der Ge-

samtredezeit der kleinsten Fraktion zu bemessen ist. 

 

 

III. Präsident und Vizepräsidenten, 

Schriftführer 

 

§ 4 

Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten sowie der Vizepräsidentinnen 

und Vizepräsidenten 

 

(1) Der Landtag wählt die Präsidentin oder den Präsidenten sowie die Vizepräsidentinnen 

und Vizepräsidenten für die Dauer der Wahlperiode.  

 

(2) Die stärkste Fraktion schlägt ein Mitglied des Landtages für die Wahl zur Präsidentin oder 

zum Präsidenten vor. Die drei stärksten Fraktionen schlagen jeweils ein Mitglied des Landta-

ges für die Wahl zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten vor. § 3 findet keine Anwen-

dung. Die Fraktionen können eine andere Verteilung der Vorschlagsrechte vereinbaren. 

  

(3) Der Landtag wählt die Präsidentin oder den Präsidenten sowie die Vizepräsidentinnen 

und Vizepräsidenten einzeln nacheinander mit Stimmzetteln. Wenn kein anwesendes Mit-

glied des Landtages widerspricht, kann durch Handzeichen und können die Vizepräsidentin-

nen und Vizepräsidenten in einem Wahlgang gewählt werden. 

  

(4) Ein vorgeschlagenes Mitglied des Landtages ist gewählt, wenn es die Mehrheit der abge-

gebenen gültigen Stimmen erhält. Wird es nicht gewählt, so kann die vorschlagsberechtigte 

Fraktion ein anderes Mitglied des Landtages vorschlagen. 

 

(5) Die Präsidentin, der Präsident, eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident verliert ihr 

oder sein Amt, wenn sie oder er aus der Fraktion, die sie oder ihn vorgeschlagen hat, aus-

scheidet. 
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(6) Der Landtag kann die Präsidentin, den Präsidenten, eine Vizepräsidentin oder einen Vize-

präsidenten auf Antrag der Mehrheit der Mitglieder des Landtages durch Beschluss abberu-

fen. Der Landtag behandelt den Antrag ohne Ausschussüberweisung in einer Beratung. Über 

den Antrag darf frühestens drei Wochen nach seinem Eingang abgestimmt werden. Der Be-

schluss bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtages. 

 

 

§ 5 

Aufgaben des Präsidenten 

 

(1) Der Präsident vertritt das Land in Angelegenheiten des Landtages und regelt seine Ge-

schäfte. Er wahrt die Würde und die Rechte des Landtages, fördert seine Arbeiten, leitet die 

Verhandlungen gerecht und unparteiisch und wahrt die Ordnung im Hause. 

 

(2) Dem Präsidenten stehen das Hausrecht und die Polizeigewalt in allen Gebäuden des 

Landtages zu. Er kann eine Hausordnung erlassen. 

 

(3) Der Präsident leitet die Verwaltung des Landtages. Über Verwaltungsangelegenheiten 

von erheblicher Bedeutung entscheidet er im Benehmen mit dem Ältestenrat. 

 

 

§ 6 

Vertretung der Präsidentin oder des Präsidenten 

 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident bestimmt eine erste Vizepräsidentin oder einen ersten 

Vizepräsidenten, die oder der im Falle ihrer oder seiner Verhinderung oder der Vakanz des 

Amtes an ihre oder seine Stelle tritt. Der Landtag ist zu unterrichten. 

 

(2) Abweichende Regelungen der Vertretung sind im Einzelfall zulässig. 

 

§ 7 

Schriftführer 

 

(1) Der Landtag wählt auf der Grundlage eines gemeinsamen Vorschlags der Fraktionen 

zwölf Schriftführer für die Dauer der Wahlperiode. Kommt ein gemeinsamer Vorschlag der 

Fraktionen nicht zustande, so schlagen die Fraktionen, auf die nach dem Höchstzahlverfah-

ren die vierte bis 15. Höchstzahl entfallen, je Höchstzahl ein Mitglied des Landtages vor. Im 

Übrigen gelten § 3 und § 4 Abs. 3 bis 6 entsprechend. 

 

(2) Die Schriftführerinnen oder Schriftführer unterstützen die Präsidentin oder den Präsiden-

ten bei der Sitzungsleitung. Sie nehmen Wortmeldungen entgegen und führen die Rednerlis-

te. Sie überwachen die Einhaltung der Redezeit. Sie ermitteln das Ergebnis von Abstimmun-
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gen und Wahlen und beurkunden sie. Sie erledigen in der Sitzung andere Aufgaben nach den 

Weisungen der Präsidentin oder des Präsidenten. Die Präsidentin oder der Präsident verteilt 

die Geschäfte. 

 

 

§ 8 

Landtagsverwaltung 

 

(1) Die Landtagsverwaltung unterstützt den Präsidenten bei der Erfüllung seiner Verwal-

tungsaufgaben. Insbesondere bereitet sie die Sitzungen des Landtages und seiner Ausschüs-

se vor und nimmt für den Präsidenten Vorlagen (§ 18), Petitionen (§ 47) und andere an den 

Landtag gerichtete Schriftstücke (§ 54) entgegen. 

 

(2) Der Direktor beim Landtag ist ständiger Vertreter des Präsidenten in der Verwaltung. 

 

 

IV. Ältestenrat 

 

§ 9 

Zusammensetzung des Ältestenrates 

 

(1) Mitglieder des Ältestenrates sind die Präsidentin oder der Präsident, die Vizepräsidentin-

nen oder die Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin und der Vizepräsident und 13 weitere 

Mitglieder des Landtages. Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentinnen 

oder die Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin und der Vizepräsident haben beratende 

Stimme. 

 

(2) Die 13 weiteren Mitglieder und dieselbe Zahl von ständigen Stellvertreterinnen oder 

Stellvertretern werden der Präsidentin oder dem Präsidenten durch die Fraktionen nach 

dem Rangmaßzahlverfahren schriftlich benannt. Die §§ 3 und 4 Abs. 2 Satz 4 gelten entspre-

chend. 

 

(3) Jedes von einer Fraktion benannte Mitglied des Ältestenrates, das verhindert ist, kann 

durch jeden durch die Fraktion benannten ständigen Stellvertreter vertreten werden. 

 

(4) Den Vorsitz im Ältestenrat führt der Präsident. 
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§ 10 

Aufgaben des Ältestenrates 

 

(1) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten in parlamentarischen Angelegenheiten. Er 

berät und beschließt insbesondere in Immunitäts- und Geschäftsordnungsangelegenheiten, 

über den Terminplan des Landtages und die Terminstruktur der Ausschusssitzungen, die sit-

zungsfreie Zeit und die Tagesordnung der Sitzungen des Landtages. Er beschließt über die 

Sitzordnung im Plenarsaal. 

 

(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten auch in Angelegenheiten der Verwaltung des 

Landtages. Er wirkt insbesondere mit beim Entwurf des Haushaltsplanes des Landtages, 

beim Erlass von Regelungen zur Gewährleistung der Informationssicherheit, bei der Verfü-

gung über die Räume im Landtagsgebäude, beim Erlass einer Hausordnung, in Angelegenhei-

ten der Bibliothek, des Archivs und anderer Dokumentationen und bei der Verfügung über 

die Akten des Landtages. 

 

(3) Für die Beratungen des Ältestenrates gelten § 14 Abs. 1 und § 29 entsprechend, sofern 

dem Ältestenrat Gegenstände zur Beratung überwiesen wurden. 

 

(4) Der Ältestenrat kann Kommissionen einsetzen. Er bestimmt bei der Einsetzung den Auf-

trag und regelt die Stärke, die Besetzung, den Vorsitz und das Verfahren. 

 

 

V. Ausschüsse 

 

§ 11 

Einsetzung der Ausschüsse 

 

(1) Der Landtag bildet aus seiner Mitte die folgenden ständigen Ausschüsse: 

 

1. Ausschuss für Inneres und Sport, 

2. Ausschuss für Infrastruktur und Digitales, 

3. Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, 

4. Ausschuss für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt, 

5. Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien sowie Kultur, 

6. Ausschuss für Finanzen, 

7. Ausschuss für Recht, Verfassung und Verbraucherschutz, 

8. Ausschuss für Petitionen, 

9. Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus, 

10. Ausschuss für Bildung,  

11. Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung. 
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(2) Der Landtag kann zeitweilige Ausschüsse einsetzen. 

 

(3) Die Ausschüsse können Unterausschüsse einsetzen. 

 

 

§ 12 

Zusammensetzung der Ausschüsse 

 

(1) Die ständigen Ausschüsse haben 13 Mitglieder, soweit der Landtag nicht eine höhere 

Mitgliederzahl beschließt. Die Stärke eines zeitweiligen Ausschusses bestimmt der Landtag 

bei der Einsetzung. 

 

(2) Die Ausschussmitglieder und dieselbe Zahl von ständigen Stellvertretern werden dem 

Präsidenten von den Fraktionen schriftlich benannt. Jede Fraktion benennt so viele Mitglie-

der, wie sich nach dem Rangmaßzahlverfahren aus der Fraktionsstärke ergibt. § 3 und 

§ 9 Abs. 2 gelten entsprechend. Im Übrigen ist die Stellvertretung durch andere Mitglieder 

der Fraktion im Einzelfall zulässig. Sie ist dem Ausschussvorsitzenden mitzuteilen und in der 

Niederschrift zu vermerken. 

 

(3) Die Stärke ihrer Unterausschüsse bestimmen die Ausschüsse. Für die Besetzung der Un-

terausschüsse gilt Absatz 2 entsprechend. Jede Fraktion, die im Ausschuss vertreten ist, 

muss jedoch auf ihr Verlangen mindestens mit einem Mitglied im Unterausschuss vertreten 

sein. Die Mitglieder eines Unterausschusses sollen dem übergeordneten Ausschuss angehö-

ren. In Ausnahmefällen können die Fraktionen auch Mitglieder des Landtages benennen, die 

nicht dem Ausschuss angehören. 

 

 

§ 13 

Ausschussvorsitzende 

 

(1) Die Vorsitzenden der ständigen Ausschüsse werden der Präsidentin oder dem Präsiden-

ten von den Fraktionen schriftlich benannt. Die Fraktionen bezeichnen im Ältestenrat nach-

einander in der Reihenfolge der Höchstzahlen jeweils einen ständigen Ausschuss, für den sie 

die Vorsitzende oder den Vorsitzenden benennen wollen. § 3 gilt entsprechend. 

 

(2) Die Vorsitzenden der zeitweiligen Ausschüsse werden jeweils bei der Einsetzung von den 

Fraktionen in der Reihenfolge der Höchstzahlen benannt. Dabei werden diese Ausschüsse 

für sich gezählt. Im Übrigen gilt Absatz 1 entsprechend. 

 

(3) Der Landtag kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines Ausschusses abberufen. 

§ 4 Abs. 6 gilt entsprechend. Die oder der Abberufene darf von der berechtigten Fraktion 

nicht wieder als Vorsitzende oder Vorsitzender benannt werden. 
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(4) Für die Ausschüsse sind stellvertretende Vorsitzende in entsprechender Anwendung der 

Absätze 1 und 2 zu bestellen. Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende 

Vorsitzende eines Ausschusses müssen verschiedenen Fraktionen angehören, wobei eine 

oder einer den die Landesregierung stützenden Fraktionen, die oder der andere den Opposi-

tionsfraktionen zuzurechnen sein soll. Absatz 3 gilt entsprechend. 

 

(5) Die Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden der Unterausschüsse werden 

vom übergeordneten Ausschuss bestimmt.“ 

 

 

§ 14 

Aufgaben der Ausschüsse 

 

(1) Die Ausschüsse bereiten die Beratung und die Beschlüsse des Landtages vor. Die Aus-

schüsse sind zu baldiger Erledigung der ihnen überwiesenen Beratungsgegenstände ver-

pflichtet. Finanz- und Haushaltsvorlagen gelten als an den Ausschuss für Finanzen überwie-

sen. Die Fachausschüsse sind auf ihr Verlangen zu hören. 

 

(2) Fünf Monate nach Überweisung eines Beratungsgegenstandes können eine Fraktion oder 

acht Mitglieder des Landtages verlangen, dass der Ausschuss durch den Vorsitzenden oder 

Berichterstatter dem Landtag einen Bericht über den Stand der Beratungen erstattet. Wenn 

sie es verlangen, ist der Bericht auf die Tagesordnung des Landtages zu setzen. 

 

(3) Die Ausschüsse können sich auch ohne besonderen Auftrag des Landtages mit Fragen be-

fassen, die sich auf ihren Geschäftsbereich beziehen. Dazu ist der Antrag eines Mitgliedes 

des Ausschusses oder einer Fraktion erforderlich; der Antrag soll den Beratungsgegenstand 

konkret bezeichnen und schriftlich begründet werden. Über den Antrag entscheidet der Aus-

schuss. Die Beratung kann in der gleichen Sitzung stattfinden, in der der Antrag gestellt wor-

den ist, es sei denn, eine Fraktion widerspricht. Eine Entscheidung in der Sache findet jedoch 

nicht statt; eine Beratung nach Satz 1 kann im Ausschuss nicht zu selbständigen Vorlagen 

nach § 18 Abs. 1 führen. Besondere Rechte einzelner Ausschüsse, die in dieser Geschäfts-

ordnung verankert sind, werden hierdurch nicht berührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 

Verhandlungsgegenstände, die bereits anderen Ausschüssen überwiesen worden sind.  

 

(4) Die Unterausschüsse bereiten die Beratungen und Beschlüsse der übergeordneten Aus-

schüsse vor. Sie dürfen sich nur mit den Beratungsgegenständen befassen, die ihnen die 

übergeordneten Ausschüsse überwiesen haben. 
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§ 15 

Wahlprüfungsausschuss 

 

(1) Die Mitglieder des Ausschusses für Recht, Verfassung und Gleichstellung sind zugleich 

Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses. 

 

(2) Die Wahl des Vorsitzenden und dessen Vertreter sowie das Verfahren im Ausschuss re-

geln sich nach dem Wahlprüfungsgesetz. 

 

 

VI. Ausschüsse eigener Art 

 

§ 16 

Parlamentarische Untersuchungsausschüsse 

 

(1) Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von mindestens einem Viertel seiner Mitglie-

der die Pflicht, Untersuchungsausschüsse einzusetzen. § 37 gilt mit der Maßgabe entspre-

chend, dass die Einsetzung nur auf der Grundlage eines selbständigen Antrages aus der Mit-

te des Hauses statthaft ist.  

 

(2) Die Einsetzung und das Verfahren bestimmen sich nach der Landesverfassung und dem 

Untersuchungsausschussgesetz. 

 

 

§ 17 

Enquete-Kommissionen 

 

(1) Der Landtag hat das Recht, zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche  

oder bedeutsame Sachkomplexe Enquete-Kommissionen einzusetzen. Der Antrag muss den 

Auftrag der Kommission genau bestimmen und den Zeitpunkt festlegen, bis zu welchem die 

Kommission ihren Bericht vorlegen soll. Im Übrigen gilt § 37 mit der Maßgabe entsprechend, 

dass die Einsetzung nur auf der Grundlage eines selbständigen Antrages aus der Mitte des 

Hauses statthaft ist. 

 

(2) Der Enquete-Kommission gehören 13 Mitglieder des Landtages an. § 12 Abs. 2 gilt ent-

sprechend. Jede Fraktion kann bis zu zwei ständige Ersatzmitglieder benennen. Abweichen-

de Vereinbarungen der Fraktionen sind zulässig. 

 

(3) Jede Fraktion kann für die Enquete-Kommission eine Beraterin oder einen Berater be-

nennen, die oder der nicht dem Landtag anzugehören braucht. Mit der Einsetzung kann an-

deres beschlossen werden. Die Beraterinnen oder die Beraterin oder die Berater oder der 
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Berater können an den Sitzungen der Enquete-Kommission teilnehmen; sie können gehört 

werden. 

 

(3a) Für jede eingesetzte Enquete-Kommission erhalten die Fraktionen auf Antrag für die 

nachgewiesenen Aufwendungen, die ihnen durch die Benennung der Beraterinnen oder der 

Beraterin oder der Berater entstehen, einen monatlichen Zuschuss bis zu 2 500 Euro. Dieser 

wird vom Beginn des Monats, in dem die Enquete-Kommission das erste Mal zusammentritt, 

bis zum Ende des Monats, in dem der Bericht erstattet wird, gezahlt. 

 

(4) Die Mitglieder der Enquete-Kommission werden durch den Präsidenten berufen. 

 

(5) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende müssen Mitglied des Landtages 

sein. § 13 Abs. 1, 3 und 4 gilt entsprechend. Mitglieder der Kommission, die nicht Mitglied 

des Landtages sind, haben beratende Stimme. 

 

(6) Die Enquete-Kommission erstattet dem Landtag einen schriftlichen Bericht bis zum im 

Einsetzungsbeschluss festgelegten Zeitpunkt, spätestens jedoch bis zum Ende der Wahlperi-

ode. Jedes Mitglied kann seine abweichende Meinung darlegen. Seine Stellungnahme ist 

dem Bericht anzufügen. Sofern ein abschließender Bericht nicht erstattet werden kann, ist 

rechtzeitig ein Zwischenbericht vorzulegen, auf dessen Grundlage der Landtag entscheidet, 

ob die Enquete-Kommission ihre Arbeit fortsetzen oder einstellen soll. Der Landtag kann je-

derzeit einen Bericht über den Stand des Verfahrens verlangen. 

 

(7) Im Übrigen gelten die Bestimmungen über die ständigen Ausschüsse entsprechend, so-

fern der Landtag oder die Kommission nichts anderes beschließt. 

 

 

§ 17a 

Parlamentarisches Kontrollgremium 

 

(1) Die Landesregierung unterliegt auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes der Kontrolle 

durch den Landtag. Diese Aufgabe nimmt das Parlamentarische Kontrollgremium als Aus-

schuss des Landtages wahr.  

 

(2) Zusammensetzung und Wahl des Parlamentarischen Kontrollgremiums bestimmen sich 

nach dem Gesetz über den Verfassungsschutz im Land Sachsen-Anhalt.  
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§ 17b 

Ausschuss zur Überprüfung der Abgeordneten 

nach § 46a des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt 

 

Der Landtag kann zur Überprüfung der Abgeordneten auf eine hauptamtliche oder inoffiziel-

le Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der Deutschen Demokratischen Republik im Sinne 

des Stasi-Unterlagen-Gesetzes einen Ausschuss einsetzen. Über die Größe und die Zusam-

mensetzung wird durch Einsetzungsbeschluss entschieden. Das weitere Verfahren bestimmt 

sich nach dem Abgeordnetengesetz Sachsen-Anhalt. 

 

 

Zweiter Abschnitt 

Gegenstände der Beratung 

 

I. Allgemeine Vorschriften 

 

§ 18 

Vorlagen 

 

(1) Gegenstand der Verhandlungen des Landtages können insbesondere folgende Vorlagen 

sein (selbständige Vorlagen): 

 

1. Gesetzentwürfe, 

2. Volksinitiativen, 

3. selbständige Anträge, 

4. Anträge auf Durchführung einer Aktuellen Debatte, 

5. schriftliche Wahlvorschläge, 

6. Große Anfragen und die hierauf gegebenen Antworten der Landesregierung, 

7. Berichte und Beschlussempfehlungen über Petitionen, 

8. Beschlussempfehlungen in Immunitäts-, Geschäftsordnungs- und Wahlprüfungsange-

legenheiten, 

9. Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Recht, Verfassung und Gleichstellung in 

verfassungsgerichtlichen Verfahren, 

10. Anträge nach Artikel 72 und 73 der Landesverfassung, 

11. Berichte und Beschlussempfehlungen nach § 40 Abs. 3, § 54 Abs. 2 und § 54a Abs. 3, 

12. Berichte und Beschlussempfehlungen von Untersuchungsausschüssen, 

13. Berichte von Enquete-Kommissionen, 

14. Zwischenberichte der Ausschüsse, 

15. Berichterstattungsverlangen nach § 14 Abs. 2, 

16. Vorschlag des Präsidenten nach § 54c. 
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(2) Vorlagen zu Verhandlungsgegenständen (unselbständige Vorlagen) sind insbesondere: 

 

1. Beschlussempfehlungen und Berichte der Ausschüsse, 

2. Änderungs- und Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen,  

3. Änderungs- und Entschließungsanträge zu anderen selbständigen Vorlagen, 

4. Alternativanträge zu Anträgen nach § 37. 

 

(3) Vorlagen können in Papierform oder auf elektronischem Weg übermittelt werden. Der 

Ältestenrat regelt das Verfahren der elektronischen Übermittlung. Der Landtag ist zu unter-

richten. Vorlagen gelten als der Präsidentin oder dem Präsidenten zugegangen, wenn sie 

dem Referat 21 zugegangen sind. 

 

 

§ 19 

Behandlung der Vorlagen 

 

(1) Vorlagen werden als Landtagsdrucksachen herausgegeben, indem sie in einem netzge-

stützten Informationsangebot des Landtages bereitgestellt werden. Gleiches gilt für Kleine 

Anfragen zur schriftlichen Beantwortung und die hierauf gegebenen Antworten der Landes-

regierung (§ 44) sowie für Dringliche Anfragen zur schriftlichen Beantwortung (§ 45). Kann 

eine Bereitstellung nicht oder nicht vollständig erfolgen, so ist dies im Informationsangebot 

zu vermerken. Landtagsdrucksachen können ergänzend auf Wunsch auch gedruckt bereitge-

stellt werden. Der Ältestenrat regelt das Verfahren der Bestellung. Der Landtag ist zu unter-

richten. 

 

(2) Landtagsdrucksachen gelten als verteilt, wenn sie in das netzgestützte Informationsange-

bot des Landtages eingestellt worden sind. Sie gelten auch als verteilt, wenn sie den Mitglie-

dern des Landtages in ihre Fächer gelegt, zur Post gegeben, bei Fraktionssitzungen der Frak-

tionen zur Verteilung übergeben oder in Sitzungen des Landtages den Mitgliedern des Land-

tages vor Schluss der Sitzung auf ihren Platz gelegt worden sind. Als Tag der Verteilung gilt 

der Tag des Einstellens in das Informationsangebot des Landtages. 

 

(3) Landtagsdrucksachen gelten auch dann als verteilt, wenn einzelne Mitglieder des Landta-

ges infolge höherer Gewalt, technischer Schwierigkeiten oder aus zufälligen Gründen oder 

wegen vorübergehender Abwesenheit erst nach der allgemeinen Bereitstellung Kenntnis er-

langen. 

 

(4) Die Landtagsdrucksachen werden der Öffentlichkeit durch die Bereitstellung in einem all-

gemein zugänglichen Informationsangebot des Landtages möglichst in offenen Formaten zur 

Verfügung gestellt. Die Bereitstellung kann teilweise oder vollständig unterbleiben, sofern 

Bestimmungen dieser Geschäftsordnung oder Belange des Daten- oder des Geheimschutzes 
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entgegenstehen. Unterbleibt die Bereitstellung, so ist dies im Informationsangebot zu ver-

merken. 

 

 

§ 20 

Unzulässige Vorlagen 

 

Vorlagen, die gegen diese Geschäftsordnung oder gegen Formvorschriften der Verfassung 

oder anderer Gesetze verstoßen, hat der Präsident, sofern der Mangel nicht behoben wird, 

zurückzuweisen. Gegen die Zurückweisung können die Antragsteller beim Präsidenten 

schriftlich Einspruch einlegen. Über den Einspruch berät der Ältestenrat. Er legt dem Landtag 

eine Beschlussempfehlung vor. Dieser entscheidet in einer Beratung. 

 

 

§ 21 

Unerledigte Beratungsgegenstände 

 

Sind Vorlagen am Ende der Wahlperiode nicht abschließend behandelt, so gelten sie als er-

ledigt. Volksinitiativen, Volksbegehren, Petitionen, Haushaltsrechnungen und Anträge der 

Landesregierung auf Entlastung werden in die nächste Wahlperiode übernommen. 

 

 

§ 22 

Geheimschutzordnung 

 

Der Präsident wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Ältestenrat eine Geheimschutz-

ordnung des Landtages zu erlassen. 

 

 

II. Gesetzentwürfe 

 

§ 23 

Einbringung von Gesetzentwürfen 
 

(1) Gesetzentwürfe können von der Landesregierung, von einer Fraktion, von mindestens 

acht Mitgliedern des Landtages oder durch Volksbegehren eingebracht werden. 

 

(2) Gesetzentwürfe sind bei der Präsidentin oder beim Präsidenten einzureichen. Sie müssen 

begründet sein. Gesetzentwürfe einer Fraktion müssen durch ihre Vorsitzende oder ihren 

Vorsitzenden oder einen ihrer oder seiner Stellvertreterinnen oder Stellvertreter oder durch 

die parlamentarische Geschäftsführerin oder den parlamentarischen Geschäftsführer der 
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Fraktion, Gesetzentwürfe von acht oder mehr Mitgliedern des Landtages müssen durch die-

se autorisiert sein. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Führt ein Gesetzentwurf zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen, so soll er Angaben 

über deren Höhe und Deckung enthalten. 

 

 

§ 24 

Einbringung von Änderungs- und Entschließungsanträgen zu Gesetzentwürfen 

 

(1) Anträge auf Änderung eines Gesetzentwurfs können bis zum Schluss der Aussprache in 

der letzten Beratung gestellt werden. Gleiches gilt für Anträge auf Annahme von Entschlie-

ßungen, die der Sache nach zu einem Gesetzentwurf gehören. 

 

(2) Die Anträge sind bei der Präsidentin oder beim Präsidenten einzureichen oder in der 

Landtagssitzung dem Sitzungsvorstand zu übergeben. Sie müssen von einer Fraktion oder 

mindestens acht Mitgliedern des Landtages unterstützt sein.  

§ 18 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(2a) Führen die Anträge zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen, so sollen sie Angaben 

über deren Höhe und Deckung enthalten. 

 

(3) Werden Anträge schon vor ihrer Herausgabe (§ 19) beraten, so sind sie zu verlesen. 

 

 

§ 25 

Anzahl der Beratungen 

 

Der Landtag behandelt Gesetzentwürfe in zwei Beratungen. Gesetzentwürfe zur Änderung 

der Verfassung behandelt er in drei Beratungen. Drei Beratungen finden auch statt, wenn 

der Landtag dies beschließt oder der Gesetzentwurf am Schluss der zweiten Beratung wieder 

an einen Ausschuss überwiesen wird. 

 

 

§ 26 

Beginn der ersten Beratung 

 

(1) Die erste Beratung beginnt frühestens am dritten Tag nach Herausgabe des Gesetzent-

wurfs. Sie kann früher beginnen, wenn nicht eine Fraktion oder acht Mitglieder des Landta-

ges widersprechen. 
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(2) Die erste Beratung muss innerhalb von sechs Wochen nach Herausgabe des Gesetz-

entwurfs beginnen. Die Frist ist während der sitzungsfreien Zeit gehemmt. Sie kann mit Zu-

stimmung der Antragsteller überschritten werden. 

 

 

§ 27 

Verlauf der ersten Beratung 

 

(1) In der ersten Beratung werden nach der Einbringung in der Regel nur die Grundzüge des 

Gesetzentwurfs besprochen. Wird ein Volksbegehren behandelt, so ist einer der Vertrau-

enspersonen zur Einbringung des Gesetzentwurfs das Wort zu erteilen. 

 

(2) Der Landtag kann auf eine Aussprache verzichten, wenn nicht eine Fraktion oder ein an-

wesendes Mitglied des Landtages widerspricht. 

 

 

§ 28 

Abschluss der ersten Beratung 

 

(1) Am Ende der ersten Beratung kann der Landtag den Gesetzentwurf an einen Ausschuss 

oder an mehrere Ausschüsse überweisen. Es wird nur über die Ausschussüberweisung abge-

stimmt. Änderungsanträge und Entschließungsanträge zu dem Gesetzentwurf gelten als 

mitüberwiesen. 

 

(2) Eine Überweisung gilt als beschlossen, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder des 

Landtages dafür stimmen. Der Landtag beschließt jedoch mit Mehrheit darüber, welcher 

Ausschuss den Gesetzentwurf behandeln soll. Bestimmt der Landtag keinen Ausschuss, so 

entscheidet der Präsident. 

 

(3) Gesetzentwürfe, die zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen führen, gelten stets auch 

als an den Ausschuss für Finanzen überwiesen, sofern der Landtag im Einzelfall nichts ande-

res beschließt. Wird erst nach Abschluss der ersten Beratung bekannt, dass Gesetzentwürfe 

zu Mehrausgaben und Mindereinnahmen führen, kann aus der Mitte des Landtages beim 

Präsidenten beantragt werden, diese Gesetzentwürfe nachträglich auch an den Ausschuss 

für Finanzen zur Mitberatung zu überweisen.  

 

(4) Ist ein Gesetzentwurf mehreren Ausschüssen überwiesen worden, so ist ein Ausschuss 

zum federführenden Ausschuss zu bestimmen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
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§ 29 

Ausschussberatung 

 

(1) Der Ausschuss, dem ein Gesetzentwurf überwiesen wurde, berät ihn und legt dem Land-

tag eine Beschlussempfehlung vor. Darin empfiehlt er, den Gesetzentwurf unverändert oder 

mit bestimmten Änderungen anzunehmen, ihn abzulehnen oder ihn für erledigt zu erklären. 

Der Grund der Erledigung ist anzugeben. Wird der Erledigungserklärung im Ausschuss wider-

sprochen, ist über den Gesetzentwurf abzustimmen und dem Landtag eine Beschlussemp-

fehlung in der Sache (Annahme ggf. mit Änderungen oder Ablehnung) zuzuleiten. Einer Erle-

digungserklärung kann durch die Antragsteller, eine Fraktion oder acht anwesende Abge-

ordnete bis zur Schlussabstimmung durch den Landtag widersprochen werden. Der Landtag 

beschließt sodann über den Gesetzentwurf oder überweist ihn wieder an einen Ausschuss. 

Der Ausschuss kann auch eine Entschließung zu dem Gesetzentwurf empfehlen.  

 

(1a) Die Beschlussempfehlung ist durch die Ausschussvorsitzende oder den Ausschussvorsit-

zenden zu autorisieren. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(1b) Wird durch den Ausschuss ein Volksbegehren behandelt, so sind die Vertrauensperso-

nen anzuhören. 

 

(2) Der Ausschuss bestimmt aus seiner Mitte einen oder mehrere Berichterstatter. Der Be-

richterstatter hat in seinem Bericht die wesentlichen Gesichtspunkte einschließlich der An-

sichten der Minderheiten, die in der Ausschussberatung zur Sprache kamen, wiederzugeben. 

Der Bericht wird in der Regel mündlich erstattet. Der Ausschuss oder der Landtag kann be-

schließen, dass die mündliche Berichterstattung durch einen schriftlichen Bericht ersetzt  

oder ergänzt wird. 

 

(3) Werden andere Gesetzentwürfe als Haushaltsvorlagen nach Absatz 4 an mehrere Aus-

schüsse zur Beratung überwiesen, so hat der federführende Ausschuss den mitberatenden 

Ausschüssen vor der Abgabe einer Beschlussempfehlung an den Landtag Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. Hierzu übermittelt er den mitberatenden Ausschüssen eine vorläu-

fige Beschlussempfehlung. Nach Ablauf von vier Kalenderwochen nach Verabschiedung der 

vorläufigen Beschlussempfehlung kann der federführende Ausschuss seine Beschlussemp-

fehlung an den Landtag beschließen, auch wenn ihm keine Stellungnahme des mitberaten-

den Ausschusses vorliegt, es sei denn, zwischen den Ausschüssen wird anderes vereinbart. 

Der Lauf der Frist ist innerhalb der sitzungsfreien Zeit gehemmt. Über den Ablauf des Mitbe-

ratungsverfahrens ist der Landtag zu unterrichten. In seiner Berichterstattung hat der feder-

führende Ausschuss auch darzulegen, ob und aus welchen Gründen er von einer Stellung-

nahme eines mitberatenden Ausschusses abgewichen ist. Im Übrigen kann der Ausschuss für 

Finanzen zu Entwürfen für Gesetze, deren Verabschiedung erhebliche Auswirkungen auf die 

Abwicklung des laufenden Haushalts oder die Planungen für künftige Haushaltsjahre haben 
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würde, dem Landtag selbständig über die Vereinbarkeit mit dem laufenden oder mit künfti-

gen Haushalten Bericht erstatten und einen Beschluss empfehlen. 

 

(4) Haushaltsvorlagen sind der Entwurf des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes, Än-

derungsvorlagen zu diesen Entwürfen (Ergänzungsvorlagen), Vorlagen zur Änderung des 

Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes (Nachtragshaushaltsvorlagen) sowie alle sonsti-

gen den Haushalt betreffenden Vorlagen. Sie sind an den Ausschuss für Finanzen zur feder-

führenden Beratung sowie an die übrigen Fachausschüsse nach § 11 Abs. 1 mit Ausnahme 

des Ausschusses für Petitionen zur Mitberatung zu überweisen. Der Ausschuss für Finanzen 

legt dem Landtag die Beschlussempfehlung vor und bestimmt den Berichterstatter. Die mit-

beratenden Ausschüsse richten ihre Beschlussempfehlungen an den Ausschuss für Finanzen. 

Weicht dieser in seiner Beschlussempfehlung an den Landtag von der Empfehlung eines mit-

beratenden Ausschusses ab, so ist im Bericht darauf hinzuweisen. 

 

(5) Der Ausschuss, dem ein Gesetzentwurf überwiesen wurde, kann zu einzelnen Fragen 

auch eine Stellungnahme anderer Ausschüsse einholen. 

 

 

§ 30 

Beginn der zweiten Beratung 

 

Die zweite Beratung beginnt frühestens am dritten Tag nach Schluss der ersten Beratung. Ist 

der Gesetzentwurf einem Ausschuss überwiesen worden, so beginnt die zweite Beratung 

frühestens am zweiten Tag nach Herausgabe der Beschlussempfehlung. Sie kann früher be-

ginnen, wenn nicht eine Fraktion oder acht Mitglieder des Landtages widersprechen. 

 

 

§ 31 

Verlauf der zweiten Beratung 

 

(1) In der zweiten Beratung wird der Gesetzentwurf in allgemeiner Aussprache behandelt. 

Auf Empfehlung des Ältestenrates oder aufgrund einer Absprache der Fraktionen, die spä-

testens am Tage vor der Sitzung zustande kommen muss, kann der Gesetzentwurf in Einzel-

beratung behandelt werden. 

 

(2) Zu Beginn der zweiten Beratung erhält der Berichterstatter des Ausschusses das Wort.  

 

(3) Findet eine Einzelberatung statt, wird zunächst eine allgemeine Aussprache durchge-

führt. Danach werden der Reihe nach alle selbständigen Bestimmungen des Gesetzes (Arti-

kel, Paragrafen), am Schluss der Abschnitte die Abschnittsüberschriften und zuletzt die Ge-

setzesüberschrift behandelt. Wenn es sachdienlich ist, kann von der Reihenfolge des Gesetz-

entwurfs abgewichen werden und können mehrere Bestimmungen zusammen oder Teile 
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einzelner Bestimmungen getrennt behandelt werden oder auf die Behandlung von Teilen 

des Gesetzentwurfs verzichtet werden.  

 

(4) Wird ein Volksbegehren behandelt, ist einer der Vertrauenspersonen in der Aussprache 

das Wort zu erteilen.  

 

 

§ 32 

Änderungen in der zweiten Beratung 

 

(1) Findet eine Einzelberatung nach § 31 Abs. 3 statt, so ist über Änderungen zu dem Gesetz-

entwurf jeweils nach der Beratung zu einem Teil des Gesetzentwurfs, zu dem ein Ände-

rungsantrag oder ein Änderungsvorschlag in der Beschlussempfehlung vorliegt, oder nach 

Abschluss der Einzelberatung des Gesetzentwurfs einzeln abzustimmen.  

 

(2) Findet eine Behandlung in allgemeiner Aussprache statt, so wird über den Gesetzentwurf 

in einem Abstimmungsvorgang abgestimmt, dessen Verlauf sich nach § 31 Abs. 3 Satz 1 und 

2 richtet. Die Abstimmung über die Teile der Beschlussempfehlung kann zusammengefasst 

werden, soweit nicht Änderungsanträge vorliegen oder ein anwesendes Mitglied des Land-

tages getrennte Abstimmung verlangt. 

 

(3) Der Landtag kann einen Änderungsantrag, statt über seine Annahme oder Ablehnung ab-

zustimmen, an einen Ausschuss überweisen. 

 

(4) Liegen mehrere sich gegenseitig ausschließende Änderungsanträge vor, so sind Anträge, 

die sich von dem Gesetzentwurf weiter entfernen, vor den weniger weitgehenden Anträgen 

zu behandeln. Ist diese Unterscheidung nicht zweifelsfrei möglich oder strittig, so gilt der zu-

erst eingereichte Antrag als weitergehender Antrag. Wird ein weitergehender Antrag ange-

nommen, so ist ein weniger weitgehender Antrag damit abgelehnt. Wird ein weitergehender 

Antrag an einen Ausschuss überwiesen, so ist auch ein weniger weitgehender Antrag über-

wiesen. 

 

(5) Änderungsvorschläge in Beschlussempfehlungen werden wie Änderungsanträge behan-

delt. 

 

 

§ 33 

Abschluss der zweiten Beratung 

 

(1) Am Ende der zweiten Beratung kann der Landtag den Gesetzentwurf ganz oder teilweise 

wieder an einen Ausschuss überweisen. Hat der Landtag in der zweiten Beratung nicht über 

beantragte Änderungen entschieden, so gelten auch die Änderungsanträge sowie die Be-



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 26.04.2023 | Drucksache 8/2558 

 

26 

schlussempfehlung als an den Ausschuss überwiesen. Hat der Landtag lediglich einen Ände-

rungsantrag an einen Ausschuss überwiesen, so ist insoweit auch der Gesetzentwurf an den 

Ausschuss überwiesen. Für die nochmalige Ausschussberatung gilt § 29 entsprechend. 

 

(2) Findet keine dritte Beratung statt, so stimmt der Landtag in zweiter Beratung auch dar-

über ab, ob der ganze Gesetzentwurf mit den Änderungen, die in der zweiten Beratung be-

schlossen wurden, angenommen werden soll (Schlussabstimmung). Ist in der Beschlussemp-

fehlung vorgeschlagen worden, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären, so ist zunächst 

über diese Empfehlung abzustimmen. Sind Änderungen, die nicht in der Beschlussempfeh-

lung vorgesehen waren, beschlossen worden, so kann der Präsident die Schlussabstimmung 

bis zur Herausgabe der in der zweiten Beratung beschlossenen Fassung aussetzen. 

 

 

§ 34 

Dritte Beratung 

 

(1) Die dritte Beratung beginnt frühestens am zweiten Tag nach Schluss der zweiten Bera-

tung. Ist der Gesetzentwurf in der zweiten Beratung einem Ausschuss überwiesen worden, 

so beginnt die dritte Beratung frühestens am zweiten Tag nach Herausgabe der neuen Be-

schlussempfehlung. Sie kann früher beginnen, wenn nicht eine Fraktion oder acht Mitglieder 

des Landtages widersprechen. 

 

(2) In der dritten Beratung wird der Gesetzentwurf nochmals einzeln behandelt. Wurde er in 

der zweiten Beratung geändert, so wird die geänderte Fassung der dritten Beratung zugrun-

de gelegt. Die geänderte Fassung ist als Landtagsdrucksache herauszugeben. 

 

(3) In der dritten Beratung werden nur die Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf behan-

delt, die nach Schluss der zweiten Beratung eingebracht worden sind. Anträge, die in der 

zweiten Beratung nicht angenommen wurden, dürfen neu gestellt werden. 

 

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften über die zweite Beratung (§§ 31 bis 33) entsprechend. 

Eine Ausschussüberweisung findet nicht statt. 

 

 

§ 35 

Behandlung von Entschließungsanträgen zu Gesetzentwürfen 
 

Über Entschließungen zu Gesetzentwürfen (§ 24 Abs. 1 Satz 2, § 29 Abs. 1 Satz 4) beschließt 

der Landtag nach der Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf. § 39 gilt entsprechend. 
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§ 36 

Ausfertigung und Verkündung 

 

(1) Die verfassungsmäßig beschlossenen Gesetze werden vom Präsidenten des Landtages 

nach Gegenzeichnung des Ministerpräsidenten und des zuständigen Fachministers ausgefer-

tigt und binnen Monatsfrist im Gesetz- und Verordnungsblatt verkündet. 

 

(2) Der Präsident stellt den Wortlaut eines vom Landtag beschlossenen Gesetzes fest und 

übersendet es der Landesregierung zur Erstellung der Gesetzesurschrift. Hierbei kann er of-

fenbare Unrichtigkeiten beseitigen. Soweit dies infolge von Streichungen oder Einfügungen 

erforderlich geworden ist, kann er auch die Nummern von Paragrafen oder anderen Teilen 

des Gesetzes ändern. 

 

 

III. Entschließungen, Zustimmungen und andere Beschlüsse 

 

§ 37 

Einbringung 

 

(1) Selbständige Anträge, mit denen der Landtag um eine Entschließung, eine Zustimmung 

oder um einen sonstigen, nicht besonders geregelten Beschluss gebeten wird, können von 

der Landesregierung, von einer Fraktion oder von mindestens acht Mitgliedern des Landta-

ges eingebracht werden. 

 

(2) Anträge nach Absatz 1 sind bei der Präsidentin oder beim Präsidenten einzureichen. Sie 

müssen begründet sein. Anträge einer Fraktion müssen durch ihre Vorsitzende oder ihren 

Vorsitzenden oder eine ihrer Stellvertreterinnen oder einen seiner Stellvertreter oder durch 

die parlamentarische Geschäftsführerin oder den parlamentarischen Geschäftsführer der 

Fraktion, Anträge von acht oder mehr Mitgliedern des Landtages müssen durch diese autori-

siert sein. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Führen Anträge zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen, so sollen sie Angaben über 

deren Höhe und Deckung enthalten. 

 

(4) Änderungsanträge, die den Gegenstand des Antrages nach Absatz 1 auswechseln, sind 

unzulässig. Im Übrigen gilt § 24 entsprechend. 

 

(5) Alternativanträge zu Anträgen nach Absatz 1 können bis zur Eröffnung der Sitzung des 

Landtages gestellt werden, in der der Antrag behandelt werden soll. Sie sind bei der Präsi-

dentin oder beim Präsidenten einzureichen. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend. Eine gesonderte 

Einbringung erfolgt nicht. Über Alternativanträge ist nach der Ablehnung von Anträgen nach 

Absatz 1 abzustimmen, § 32 Abs. 4 gilt entsprechend. 
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§ 38 

Beratung 
 

(1) Der Landtag behandelt die Anträge grundsätzlich in einer Beratung. Für den Beginn der 

Beratung gilt § 26, für deren weiteren Verlauf gelten die §§ 31 bis 33 und 35 entsprechend. 

Wird ein Antrag am Schluss der Beratung an einen Ausschuss überwiesen, so findet eine 

nochmalige Beratung in entsprechender Anwendung des § 34 statt; Änderungs- und Alterna-

tivanträge gelten als mitüberwiesen. Die Ausschüsse können eine Beratung in vereinfachtem 

Verfahren nach Absatz 3 empfehlen, sofern die Einbringer nicht innerhalb von sieben Tagen 

widersprechen. Für die Ausschussberatung gilt § 29 entsprechend. 

 

(2) Auf Verlangen überweist der Präsident die Anträge unmittelbar an die Ausschüsse. Die 

Ausschussüberweisung gilt als beschlossen, wenn nicht innerhalb von sieben Tagen nach 

Herausgabe der Unterrichtung durch die Einbringer, eine Fraktion oder acht Mitglieder des 

Landtages Widerspruch erhoben wird. Der Präsident bestimmt, durch welchen Ausschuss die 

Anträge zu behandeln sind. Werden die Anträge in mehrere Ausschüsse überwiesen, ist ein 

federführender Ausschuss zu bestimmen. 

 

(3) Beschlussempfehlungen zu Anträgen nach Absatz 1 können durch den Ältestenrat im Ein-

vernehmen mit den Fraktionen in einer Drucksache zusammengefasst und zur Abstimmung 

gebracht werden. Die Ausschüsse geben in ihren Beschlussempfehlungen an, ob sie dieses 

Abstimmungsverfahren empfehlen. Die Fraktionen, acht Mitglieder des Landtages oder der 

die Beschlussempfehlung abgebende Ausschuss können bis zum Aufruf des Tagesordnungs-

punktes verlangen, dass eine Beratung stattfindet. Der Landtag entscheidet ohne Ausspra-

che.  

 

§ 39 

Beschlüsse 

 

(1) Beschlüsse, die der Landtag über Anträge nach § 37 gefasst hat, teilt der Präsident der 

Landesregierung mit. Sie werden außerdem als Landtagsdrucksachen herausgegeben. Die 

Herausgabe kann unterbleiben, wenn der Beschluss nur die Zustimmung zu einer Maßnah-

me der Landesregierung oder die Ablehnung eines Antrages enthält. § 36 Abs. 2 Satz 2 gilt 

entsprechend.  

 

(2) Enthält ein Beschluss eine Aufforderung an die Landesregierung, so teilt diese dem Land-

tag innerhalb von zwei Monaten nach seiner Herausgabe als Drucksache schriftlich mit, was 

sie auf den Beschluss veranlasst hat. Der Landtag kann eine andere Frist bestimmen. Die Sät-

ze 1 und 2 gelten auch für Beschlüsse, die in vorhergehenden Wahlperioden gefasst wurden. 

Die Mitteilung wird als Landtagsdrucksache herausgegeben. 
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(3) Mitglieder des Landtages können innerhalb eines Monats nach Herausgabe der Mittei-

lung beanstanden, dass sie den Beschluss nicht oder nicht vollständig erledige. Hat die Lan-

desregierung eine Frist nach Absatz 2 Satz 1 und 2 nicht eingehalten, so können Mitglieder 

des Landtages auch dieses beanstanden. 

 

(4) Die Beanstandungen sind beim Präsidenten einzureichen. Dieser übermittelt sie der Lan-

desregierung zur schriftlichen Beantwortung. Die Antwort der Landesregierung wird dem 

Unterzeichner bekannt gegeben. Sie wird im Landtag besprochen, wenn es eine Fraktion o-

der acht Mitglieder des Landtages binnen einer Woche nach Bekanntgabe schriftlich verlan-

gen. Antwortet die Landesregierung nicht innerhalb eines Monats, so können eine Fraktion 

oder acht Mitglieder des Landtages schriftlich verlangen, dass die Angelegenheit im Landtag 

erörtert wird. 

 

 

IIIa. Behandlung von Volksinitiativen und Volksbegehren 

 

§ 39a 

Behandlung angenommener Volksinitiativen 

 

(1) Der Landtag behandelt eine angenommene Volksinitiative in zwei Beratungen. 

 

(2) Eine angenommene Volksinitiative wird nach der Bekanntmachung im Ministerialblatt für 

das Land Sachsen-Anhalt gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 des Volksabstimmungsgesetzes unverzüg-

lich auf die Tagesordnung gesetzt. Sie wird von einer der Vertrauenspersonen eingebracht 

und in einer ersten Beratung behandelt. Am Ende der ersten Beratung überweist der Land-

tag die Volksinitiative an einen Ausschuss oder an mehrere Ausschüsse. Wird die Volksinitia-

tive in mehrere Ausschüsse überwiesen, so ist ein Ausschuss zum federführenden Ausschuss 

zu bestimmen. 

 

(3) Der federführende Ausschuss hört die Vertrauenspersonen der Volksinitiative an. Mitbe-

ratende Ausschüsse sind zu der Anhörung einzuladen. Der federführende Ausschuss erarbei-

tet unter Beteiligung der mitberatenden Ausschüsse eine Beschlussempfehlung an den Land-

tag. Er kann dafür Gutachten von Sachverständigen einholen. Die zweite Beratung im Land-

tag ist spätestens drei Monate nach der ersten Beratung durchzuführen. Bei Volksinitiativen, 

die einen Gesetzentwurf zum Gegenstand haben, ist die zweite Beratung spätestens fünf 

Monate nach der ersten Beratung durchzuführen. In der zweiten Beratung ist eine Vertrau-

ensperson zu hören. Die Fristen nach den Sätzen 5 und 6 können aus wichtigem Grund um 

einen Monat verlängert werden. 
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§ 39b 

Behandlung nicht angenommener Volksinitiativen 

 

(1) Volksinitiativen, die nicht die erforderliche Unterschriftenzahl erreicht haben, leitet der 

Präsident dem Petitionsausschuss zu. 

 

(2) Der Petitionsausschuss behandelt nicht angenommene Volksinitiativen wie Sammelpeti-

tionen. Ist die Initiative von mindestens 4 000 beteiligungsberechtigten Personen unter-

zeichnet worden, so sind die Vertrauenspersonen durch den Petitionsausschuss anzuhören.  

 

 

§ 39c 

Behandlung von Volksbegehren 

 

(1) Die Landesregierung übermittelt zulässige Volksbegehren unter Darlegung ihres Stand-

punktes unverzüglich an den Landtag. 

 

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über die Beratung von Gesetzent-

würfen mit der Maßgabe, dass das Volksbegehren innerhalb von vier Monaten nach Eingang 

beim Landtag abschließend zu behandeln ist. Die Vertrauenspersonen sind in den Ausschüs-

sen und in den Beratungen des Landtages zu hören. 

 

§ 39d 

Übergangsvorschrift 

 

Für Volksinitiativen, deren Behandlung nach § 5 des Volksabstimmungsgesetzes bei der Prä-

sidentin oder dem Präsidenten des Landtages, und für Volksbegehren, deren Durchführung 

nach § 10 des Volksabstimmungsgesetzes bei dem für Wahlen und Abstimmungen zuständi-

gen Ministerium bis zum 31. Dezember 2019 beantragt wurden, sind die §§ 39a bis 39c in 

der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung anzuwenden. 

 

 

IV. Sonstige Vorlagen 

 

§ 40 

Sonstige Vorlagen 

 

(1) Sonstige Vorlagen, insbesondere Vorlagen der Landesregierung, die nicht einen Gesetz-

entwurf zum Gegenstand haben, Mitteilungen einzelner Minister sowie Vorlagen des Präsi-

denten des Landesrechnungshofes oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz über-

weist der Präsident unmittelbar in den zuständigen Ausschuss, in besonderen Fällen in meh-

rere Ausschüsse, von denen einer als federführend zu bestimmen ist. 
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(2) Ist eine Vorlage nach Absatz 1 dem Landtag lediglich zur Kenntnis zugeleitet, so hat es mit 

der Behandlung im Ausschuss sein Bewenden. Im Übrigen gilt § 29 entsprechend. 

 

(3) Ist eine Vorlage nach Absatz 1 dem Landtag zur Abgabe einer Stellungnahme zugeleitet 

worden, so überweist sie die Präsidentin oder der Präsident an den zuständigen Ausschuss. 

Der Ausschuss tagt öffentlich. Er entscheidet, ob andere Ausschüsse zu beteiligen sind. Er 

entscheidet auch, ob er eine Stellungnahme abgibt oder ob er davon absieht. Er entscheidet 

schließlich darüber, ob er dem Landtag eine Beschlussempfehlung mit seiner Stellungnahme 

oder mit dem Verzicht auf die Abgabe einer Stellungnahme zuleitet oder ob er die Stellung-

nahme unmittelbar beschließt und übermittelt oder unmittelbar auf die Abgabe einer Stel-

lungnahme verzichtet und diesen Verzicht übermittelt. Beschließt der Ausschuss unmittel-

bar, so ist seine Entscheidung dem Landtag durch Unterrichtung bekannt zu machen. Sie gilt 

als Entscheidung des Landtages, sofern nicht innerhalb einer Woche nach der Herausgabe 

der Drucksache eine Fraktion der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich das Verlangen 

übermittelt, die Entscheidung des Landtages einzuholen. Dieser entscheidet, ob er der in der 

Unterrichtung nach Satz 5 übermittelten Entscheidung zustimmt; Änderungs- und Alterna-

tivanträge sind nicht zulässig. Die Stellungnahme ist nach Ablauf der Frist nach Satz 6 oder 

nach einer Entscheidung des Landtages durch die Präsidentin oder den Präsidenten zu 

übermitteln. 

 

 

§ 41 

Sonstige Vorlagen nach der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

 

(1) § 40 Abs. 1 gilt auch für Vorlagen der Landesregierung oder des Ministeriums der Finan-

zen nach der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt. 

 

(2) Für Vorlagen nach den § 22, § 54 Abs. 2 und § 64 Abs. 2 Satz 1 der Landeshaushaltsord-

nung des Landes Sachsen-Anhalt gilt die Stellungnahme, Einwilligung oder Zustimmung des 

Ausschusses für Finanzen als Stellungnahme, Einwilligung oder Zustimmung des Landtages, 

sofern nicht innerhalb einer Woche nach der Beschlussfassung durch den Ausschuss für Fi-

nanzen eine Fraktion dem Präsidenten schriftlich das Verlangen übermittelt, zu der Vorlage 

die Entscheidung des Landtages einzuholen. In diesem Fall hat der Ausschuss für Finanzen 

dem Landtag eine Beschlussempfehlung zuzuleiten und einen schriftlichen Bericht zu erstat-

ten. 
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V. Landtag und Regierung 

 

§ 42 

Bildung der Landesregierung, konstruktives Misstrauensvotum, Vertrauensantrag 

    

Die Bildung der Landesregierung, die Behandlung eines konstruktiven Misstrauensvotums 

oder eines Vertrauensantrages des Ministerpräsidenten bestimmen sich nach der Landesver-

fassung. 

 

 

§ 42a 

Frage- und Auskunftsrecht der Mitglieder des Landtages 

 

(1) Fragen einzelner Mitglieder des Landtages oder parlamentarische Anfragen haben die 

Landesregierung oder ihre Mitglieder im Landtag und in seinen Ausschüssen nach bestem 

Wissen unverzüglich und vollständig zu beantworten. Die gleiche Verpflichtung haben die 

Beauftragten der Landesregierung in den Ausschüssen des Landtages. 

 

(2) Unbeantwortet gebliebene Fragen einzelner Mitglieder sind nach der Sitzung unverzüg-

lich schriftlich zu beantworten. Die Antwort der Landesregierung ist mit der Frage als Land-

tagsdrucksache herauszugeben, es sei denn, Belange des Daten- oder des Geheimschutzes 

stehen entgegen. 

 

 

VI. Anfragen, Aktuelle Debatte 

 

§ 43 

Große Anfragen 

 

(1) Eine Fraktion oder mindestens acht Mitglieder des Landtages können eine Große Anfrage 

an die Landesregierung richten. § 37 Abs. 2 Satz 1, 3 und 4 gilt entsprechend. 

 

(2) Große Anfragen sind schriftlich zu begründen, soweit nicht der Sachverhalt, über den 

Auskunft gewünscht wird, aus dem Wortlaut der Anfrage deutlich genug hervorgeht. Wort-

laut und Begründung der Anfrage sollen knapp und sachlich formuliert sein. Ihr Inhalt darf 

nicht den Tatbestand einer strafbaren Handlung begründen und keine Werturteile oder par-

lamentarisch unzulässigen Wendungen enthalten. 

 

(3) Der Präsident teilt Große Anfragen der Landesregierung zur schriftlichen Beantwortung 

mit. Die Große Anfrage und die Antwort der Landesregierung werden als Landtagsdrucksa-

chen verteilt. 
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(4) Die Landesregierung beantwortet die Große Anfrage nach bestem Wissen unverzüglich, 

spätestens jedoch innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Großen Anfrage, und voll-

ständig. Diese Frist kann durch eine Vereinbarung zwischen dem Fragesteller und der Lan-

desregierung bis längstens vier Monate verlängert werden. Über die Vereinbarung einer 

Fristverlängerung informiert die Landesregierung den Präsidenten. 

 

(5) Nach Eingang der schriftlichen Antwort der Landesregierung wird die Große Anfrage zur 

Aussprache auf die Tagesordnung gesetzt, wenn dies innerhalb von zwei Monaten nach Her-

ausgabe der Drucksache vom Fragesteller, von einer Fraktion oder mindestens acht Mitglie-

dern des Landtages schriftlich verlangt wird. Der Fragesteller kann abweichend von Satz 1 

schriftlich verlangen, dass die Große Anfrage nicht im Landtag, sondern in einem zuständi-

gen Ausschuss beraten wird. Der Ausschuss ist durch den Fragesteller zu bestimmen. Für die 

Ausschussberatung gilt Absatz 6 Satz 1 bis 3 entsprechend. 

 

(6) Zu Beginn der Aussprache wird dem Fragesteller das Wort erteilt. § 62 Abs. 1 Satz 1 gilt 

entsprechend. Alsdann erhält es die Landesregierung. In der Aussprache steht dem Frage-

steller das Schlusswort zu. Die Fraktionen sind berechtigt, Entschließungsanträge zu Großen 

Anfragen zu stellen; sie werden nicht gesondert eingebracht. Über sie ist nach Schluss der 

Aussprache abzustimmen. Wird der Antrag zum Abschluss der Beratung in einen Ausschuss 

überwiesen, gelten auch die Große Anfrage und die Antwort der Landesregierung als in die-

sen Ausschuss überwiesen. Wird der Antrag in mehrere Ausschüsse überwiesen, ist ein Aus-

schuss zum federführenden Ausschuss zu bestimmen. Für die Ausschussberatung gilt § 29 

mit der Maßgabe entsprechend, dass ausschließlich zum Antrag eine Beschlussempfehlung 

vorzulegen ist. 

(7) Ist nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 4 Satz 1 oder 2 keine Antwort der Landesregierung 

eingegangen, ist die Große Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landta-

ges zu setzen, es sei denn, der Fragesteller verzichtet darauf. In dieser Beratung erhält zu-

nächst die Landesregierung zur Begründung ihres Absehens von einer Beantwortung das 

Wort. Alsdann erhält es der Fragesteller. Findet eine Aussprache statt, steht dem Fragestel-

ler das Schlusswort zu. 

 

 

§ 44 

Kleine Anfragen zur schriftlichen Beantwortung 

 

(1) Jedes Mitglied des Landtages kann Kleine Anfragen zur schriftlichen Beantwortung an die 

Landesregierung richten. Die Anfragen sind beim Präsidenten schriftlich einzureichen. 

§ 37 Abs. 2 und § 43 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

 

(2) Die Landesregierung beantwortet Kleine Anfragen nach bestem Wissen unverzüglich, 

spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Zugang, und vollständig. Diese Frist kann 

durch eine Vereinbarung zwischen dem Fragesteller und der Landesregierung bis längstens 
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zwei Monate verlängert werden. Über die Vereinbarung einer Fristverlängerung informiert 

die Landesregierung den Präsidenten.  

§ 42a Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

(3) Ist nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 2 Satz 1 oder 2 keine Antwort der Landesregierung 

eingegangen, ist die Kleine Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landta-

ges zu setzen, es sei denn, der Fragesteller verzichtet darauf. In dieser Beratung erhält zu-

nächst die Landesregierung zur Begründung ihres Absehens von einer Beantwortung das 

Wort. Alsdann erhält es der Fragesteller. Findet eine Aussprache statt, steht dem Fragestel-

ler das Schlusswort zu. 

 

 

§ 45 

Dringliche Anfragen zur schriftlichen Beantwortung 

 

(1) Zu jeder im Terminplan festgelegten Sitzungsperiode des Landtages kann jedes Mitglied 

des Landtages eine dringliche Anfrage stellen, die aus zwei Fragesätzen ohne Unterfragen 

oder aus einem Fragesatz, der in bis zu zwei Unterfragen unterteilt sein kann, bestehen 

kann. Im Übrigen gelten § 20, § 43 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie § 18 Abs. 3 entsprechend. 

 

(2) Dringliche Anfragen sind spätestens am Donnerstag der Woche vor der Sitzungswoche 

des Landtages bis 12 Uhr bei der Präsidentin oder beim Präsidenten schriftlich einzureichen. 

Die Präsidentin oder der Präsident teilt die Anfragen der Landesregierung mit. 

 

(3) Dringliche Anfragen beantwortet die Landesregierung spätestens bis zwei Stunden vor 

Beginn der Sitzungsperiode des Landtages. § 42a Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

 

§ 45a 

Befragung der Landesregierung 

 

(1) In jeder im Terminplan festgelegten Sitzungsperiode des Landtages findet eine Befragung 

der Landesregierung statt. Die Befragung soll nicht länger als 60 Minuten dauern. Sie kann 

durch den Landtag verlängert werden. 

 

(2) In der Befragung sind nur Fragen zulässig, die von aktuellem landespolitischen Interesse 

sind und Gegenstände berühren, die in die Zuständigkeit der Landesregierung fallen. Sie 

müssen kurze Antworten ermöglichen und können durch eine kurze Vorbemerkung eingelei-

tet werden. Für die Frage einschließlich der Vorbemerkung stehen höchstens drei Minuten 

zur Verfügung. 
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(3) Zur ersten Frage in der Befragung wird einer Fragestellerin oder einem Fragesteller der 

größten Fraktion das Wort erteilt. Die Fragestellerin oder der Fragesteller darf zwei Nachfra-

gen stellen. Ist diese Befragung abgeschlossen, erteilt die Präsidentin oder der Präsident ei-

nem Fragesteller der weiteren Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Stärke das Wort zur Be-

fragung der Landesregierung. Satz 2 gilt entsprechend. 

 

(4) Das Recht, die erste Frage in der Befragung der Landesregierung zu stellen, geht in der 

nächsten Sitzungsperiode des Landtages auf die nächststärkste Fraktion über. Sind alle Frak-

tionen berücksichtigt worden, wird zur ersten Frage erneut einem Mitglied der größten Frak-

tion das Wort erteilt. 

 

(5) Grundsätzlich antwortet das zuständige Mitglied der Landesregierung. Die Antwort soll 

eine Redezeit von drei Minuten nicht überschreiten. 

 

 

§ 46 

Aktuelle Debatte 

 

(1) Auf Antrag einer Fraktion findet in den ordentlichen Sitzungen des Landtages eine Aktuel-

le Debatte über einen bestimmt bezeichneten Gegenstand (Thema) statt. Der Gegenstand 

soll von allgemeinem und aktuellem Interesse sein und die Kompetenz des Landes betreffen. 

 

(2) Jede Fraktion hat im Laufe eines halben Kalenderjahres Anspruch auf dreimalige Berück-

sichtigung von ihr eingereichter Anträge. Nicht beantragte oder nicht beratene Themen ver-

fallen jeweils am Ende des halben Kalenderjahres. 

 

(3) Für eine Sitzung darf von einer Fraktion nur ein Thema beantragt werden. Der Antrag 

kann frühestens während der Aufstellung der Tagesordnung durch den Ältestenrat, spätes-

tens am Dienstag der Sitzungswoche des Landtages bis 18 Uhr bei der Präsidentin oder beim 

Präsidenten gestellt werden. § 37 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(4) In einer Aktuellen Debatte werden bis zu drei Themen behandelt. Der Landtag kann über 

die Aufnahme eines zusätzlichen Themas entscheiden. Wird dieser Antrag abgelehnt, so ist 

er auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung des Landtages zu setzen, falls es 

die beantragende Fraktion verlangt. Liegen mehrere Anträge vor, soll ihre Reihenfolge gelost 

werden; im Übrigen behandelt der Landtag die Anträge in der Reihenfolge ihres Eingangs. 

 

(5) In der Aktuellen Debatte beträgt die Redezeit je Fraktion zehn Minuten je Thema. In der 

Aussprache erhält als erster Redner der Antragsteller das Wort. Die Landesregierung erhält 

zehn Minuten Redezeit. Erklärungen oder Reden dürfen nicht verlesen werden. Auf Verlan-

gen erhält die Antragstellerin ein Schlusswort von drei Minuten. 
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(6) Beschlüsse zur Sache werden in der Aktuellen Debatte nicht gefasst. 

 

 

§ 46a 

Vereinbarte Debatte 

 

Auf der Grundlage einer interfraktionellen Verständigung führt der Landtag eine Vereinbarte 

Debatte durch. Die Reihenfolge der Redner folgt der Größe der Fraktionen. Die Redezeit je 

Fraktion beträgt zehn Minuten. Die Redezeit der Landesregierung soll zehn Minuten nicht 

überschreiten. § 62 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

 

VII. Petitionen 

 

§ 47 

Überweisung von Petitionen 

 

(1) Dem Petitionsausschuss obliegt die Behandlung der an den Landtag gerichteten Bitten 

und Beschwerden (Petitionen). Der Präsident überweist die Petitionen an den Petitionsaus-

schuss. 

 

(2) Der Präsident kann die an ihn gerichteten Petitionen dem Petitionsausschuss überwei-

sen. 

 

(3) Mitglieder des Landtages, die eine Petition überreichen, sind auf ihr Verlangen bei ent-

sprechender Behandlung im Petitionsausschuss mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 

 

 

§ 48 

Verfahrensgrundsätze, Rechte des Petitionsausschusses 

 

(1) Der Landtag stellt Verfahrensgrundsätze über die Behandlung von Bitten und Beschwer-

den (Petitionen) auf. Diese sind zum Ausgangspunkt der Entscheidungen des Petitionsaus-

schusses und des Landtages über Petitionen zu machen. 

 

(2) Wenn der Petitionsausschuss um Aktenvorlage, Auskunft oder Zutritt zu Einrichtungen 

nachsucht, ist der zuständige Minister rechtzeitig zu unterrichten. 

 

(3) Betrifft eine Petition einen Gegenstand der Beratung in einem Fachausschuss, wird eine 

schriftliche Stellungnahme des Fachausschusses eingeholt. 
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(4) Der Petitionsausschuss kann zu einzelnen Fragen oder zum Petitionsanliegen selbst eine 

Stellungnahme anderer Ausschüsse einholen, auch wenn die Petition keinen Gegenstand der 

Beratung in einem Fachausschuss betrifft. Der um fachliche Stellungnahme ersuchte Aus-

schuss ist verpflichtet, sich mit dem Anliegen zu beschäftigen und dem Petitionsausschuss 

innerhalb von vier Wochen eine qualifizierte Stellungnahme zu übermitteln. Bei Nichteinhal-

tung der Frist sind dem Petitionsausschuss die Gründe dafür mitzuteilen. 

 

 

§ 49 

Übertragung von Befugnissen an einzelne Mitglieder 

 

Über die Befugnisse einzelner Mitglieder des Petitionsausschusses beschließt der Petitions-

ausschuss. Inhalt und Umfang der Übertragung sind im Beschluss zu bestimmen. 

 

 

§ 50 

Beschlussempfehlung und Bericht 
 

(1) Der Bericht des Petitionsausschusses über die von ihm behandelten Petitionen wird mit 

einer Beschlussempfehlung dem Landtag in einer Sammelübersicht vorgelegt. 

 

(2) Innerhalb von drei Sitzungswochen nach Drucklegung und Herausgabe werden die Be-

richte auf die Tagesordnung des Landtages gesetzt. Sie können mündlich ergänzt werden. 

Eine Aussprache findet statt, wenn diese von einer Fraktion oder von acht Mitgliedern des 

Landtages verlangt wird. 

 

(3) Der Petitionsausschuss erstattet dem Landtag jährlich einen schriftlichen Bericht über 

seine Tätigkeit. 

 

 

§ 51 

Abschließende Behandlung 
 

(1) Den Petenten wird die Art der Erledigung ihrer Petition mitgeteilt. Die Mitteilung soll mit 

Gründen versehen sein. 

 

(2) Soweit der Landtag Petitionen an die Landesregierung zur Berücksichtigung oder zur Er-

wägung überwiesen hat, teilt die Landesregierung innerhalb von zwei Monaten dem Landtag 

schriftlich mit, was sie auf die Beschlüsse veranlasst hat. Die Mitteilung wird als Landtags-

drucksache herausgegeben. Auf Antrag eines Mitglieds des Landtages, dem die Mitteilung 

nicht befriedigend erscheint, kann der Petitionsausschuss die Petition von neuem beraten. 
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VIII. Besondere Beratungsgegenstände 

 

§ 52 

Verfassungsgerichtliche Verfahren 
 

Ob der Landtag einem verfassungsgerichtlichen Verfahren beitreten oder eine Stellung-

nahme gegenüber einem Verfassungsgericht abgeben soll, entscheidet er auf der Grundlage 

einer Beschlussempfehlung des Ausschusses für Recht, Verfassung und Gleichstellung. Der 

Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung soll den Fachausschuss beteiligen, so-

weit der Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung beabsichtigt, dem Landtag die 

Abgabe einer Stellungnahme zu empfehlen. Gegenüber dem Landtag ist schriftlich oder 

mündlich über den Gegenstand des verfassungsgerichtlichen Verfahrens, die Beratungen des 

Ausschusses sowie über die Beteiligung von Fachausschüssen zu berichten. Empfiehlt der 

Ausschuss, keine Stellungnahme abzugeben, ist schriftlich zu berichten. Mehrere Empfeh-

lungen des Ausschusses, keine Stellungnahme abzugeben, können in einer Beschlussemp-

fehlung zusammengefasst werden. Über Beschlussempfehlungen, keine Stellungnahme ab-

zugeben, ist im Verfahren nach § 38 Abs. 3 abzustimmen. Der Landtag behandelt die Emp-

fehlung in einer Beratung; die §§ 24 und 30 bis 33 gelten entsprechend. 

 

 

§ 53 

Immunitätsangelegenheiten 

 

(1) Ein Antrag auf Herbeiführung eines Verlangens auf Aussetzung einer Strafverfolgungs-

maßnahme, einer Haft oder einer sonstigen Beschränkung der persönlichen Freiheit eines 

Mitgliedes des Landtages nach Artikel 58 Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt 

kann von der Präsidentin oder vom Präsidenten, von der jeweiligen Fraktionsvorsitzenden 

oder vom jeweiligen Fraktionsvorsitzenden oder vom betroffenen Mitglied des Landtages 

gestellt werden. Er ist zu begründen und bedarf der Schriftform. 

 

(2) Einen Antrag nach Absatz 1 überweist der Präsident unverzüglich an den Ältestenrat. Der 

Ältestenrat gibt dem Antragsteller und dem betroffenen Mitglied des Landtages Gelegenheit 

zur Äußerung. Artikel 53 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt findet Anwen-

dung. 

 

(3) Der Ältestenrat ist auf der Grundlage von Artikel 58 Satz 2 der Landesverfassung ermäch-

tigt, abschließend über einen Antrag nach Absatz 1 zu entscheiden. Die Entscheidung soll in-

nerhalb eines Monats nach Überweisung des Antrages an den Ältestenrat erfolgen. 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 26.04.2023 | Drucksache 8/2558 

 

39 

(4) Beschließt der Ältestenrat ein Verlangen auf Aussetzung, ist der Beschluss an die für die 

auszusetzende Maßnahme zuständige Stelle sowie an das für Justiz zuständige Mitglied der 

Landesregierung zu übermitteln und dem Landtag als Unterrichtung bekannt zu machen.  

 

 

§ 53a 

Auswärtige Vernehmungen von Mitgliedern des Landtages als Zeugen 

 

Bedarf eine auswärtige Vernehmung eines Mitgliedes des Landtages als Zeuge einer Geneh-

migung des Landtages, erteilt sie die Präsidentin oder der Präsident nach Anhörung des Mit-

gliedes des Landtages. Der Ältestenrat ist in seiner nächsten Sitzung zu unterrichten. 

 

 

§ 54 

Unterrichtungen 
 

(1) An den Landtag gerichtete Mitteilungen, Denkschriften und sonstige Schreiben, in denen 

kein Beschluss erbeten wird, kann der Präsident als Landtagsdrucksachen oder in anderer 

Form herausgeben oder in einem eingeschränkt zugänglichen netzgestützten Informations-

angebot des Landtages bereitstellen lassen. Ergehen diese aufgrund eines Gesetzes, so sind 

sie als Landtagsdrucksache herauszugeben. Der Präsident kann Schreiben nach Satz 1 an 

Ausschüsse zur Beratung sowie auch zur Berichterstattung überweisen. 

 

(2) Ist eine Angelegenheit einem Ausschuss zur Berichterstattung überwiesen worden, so 

kann er dem Landtag eine Beschlussempfehlung vorlegen. Der Landtag behandelt die Emp-

fehlung in einer Beratung. Hierfür gelten die §§ 24 und 30 bis 33 entsprechend. 

 

 

§ 54a 

Informationsvorlagen der Landesregierung 

 

(1) Für die Behandlung von Vorlagen der Landesregierung, die der Information des Landta-

ges gemäß Artikel 62 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt über  

 

1. die Vorbereitung von Gesetzen, 

2. wichtige Angelegenheiten der Landesplanung, 

3. den geplanten Abschluss von Staatsverträgen, 

4. Bundesratsangelegenheiten, 

5. Verwaltungsabkommen, 

6. die Zusammenarbeit mit dem Bund, den Ländern, den Regionen, anderen Staaten und 

zwischenstaatlichen Einrichtungen sowie für Angelegenheiten der Europäischen Union  
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dienen (Informationsvorlagen), gilt § 54 entsprechend. Vorlagen, die der Information über 

die Vorbereitung von Gesetzen sowie über Ministerpräsidenten- und Fachministerkonferen-

zen dienen, werden nach einem Verfahren herausgegeben, das der Präsident im Einverneh-

men mit dem Ältestenrat bestimmt. 

 

(2) Unterrichtungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 4 und 6 gelten als dem Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie Medien überwiesen. Sie sind in einem eingeschränkt zu-

gänglichen netzgestützten Informationsangebot des Landtages bereitzustellen. Der Aus-

schuss entscheidet, mit welchen Unterrichtungen nach Satz 1 er sich näher befasst. 

§ 40 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Für Vorlagen nach Absatz 1, zu denen die Landesregierung zur Abgabe einer Stellung-

nahme auffordert, gilt § 40 Abs. 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass von einer Überwei-

sung im Einzelfall abzusehen ist, wenn die Vorlage gemäß Absatz 2 bereits als an den Aus-

schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Medien überwiesen gilt. 

 

 

§ 54b 

Wahrnahme der parlamentarischen Kontrolle der Landesregierung auf dem Gebiet der 

akustischen Wohnraumüberwachung (Artikel 13 Abs. 6 Satz 3 des Grundgesetzes) 
 

Die Landesregierung erstattet gegenüber den Fachausschüssen jährlich über den im Rahmen 

der akustischen Wohnraumüberwachung aufgrund von Artikel 13 Abs. 3 bis 5 des Grundge-

setzes zum Zwecke der Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr erfolgten Einsatz techni-

scher Mittel Bericht. 

 

 

§ 54c 

Bestimmung von Wahltag und Wahlzeit für die Wahlen zum Landtag 

 

(1) Der Präsident schlägt dem Landtag gemäß § 9 Abs. 1 des Wahlgesetzes des Landes Sach-

sen-Anhalt nach Anhörung des Landeswahlleiters im Benehmen mit dem Ältestenrat den 

Wahltag und die Wahlzeit für die Wahlen zum Landtag vor. Der Ältestenrat ist schriftlich 

über das Ergebnis der Anhörung des Landeswahlleiters zu unterrichten. 

 

(2) Der Landtag behandelt den Vorschlag des Präsidenten in einer Beratung.  
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Dritter Abschnitt 

Ordnung der Sitzungen 

 

I. Sitzungen des Landtages 

 

§ 55 

Einberufung, Tagesordnung 

 

(1) Der Landtag wird von seinem Präsidenten einberufen. Zur ersten Sitzung des neu gewähl-

ten Landtages, die spätestens am 30. Tage nach der Wahl stattfinden muss, beruft der bishe-

rige Präsident den Landtag ein. 

 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen bestimmt der Präsident, wenn der Landtag 

darüber keinen Beschluss gefasst hat. Der Präsident kann eine vom Landtag beschlossene 

Tagesordnung erweitern. 

 

(3) Finden mehrere Sitzungen an aufeinander folgenden Tagen statt (Sitzungsperiode), wird 

die Tagesordnung für die gesamte Sitzungsperiode aufgestellt. 

 

(4) Verlangt ein Viertel der Mitglieder des Landtages oder die Landesregierung die Einberu-

fung des Landtages, so haben sie den gewünschten Beratungsgegenstand anzugeben. Der 

Präsident hat den Landtag unverzüglich zu einer Sitzung zumindest mit dem gewünschten 

Beratungsgegenstand einzuberufen. Die Sitzung muss binnen angemessener Zeit, spätestens 

jedoch zwei Wochen nach Eingang des Antrags stattfinden. 

 

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind möglichst frühzeitig allen Mitgliedern des 

Landtages und der Landesregierung mitzuteilen. 

 

 

§ 56 

Reihenfolge der Beratungspunkte 
 

Unter mehreren Gesetzentwürfen, mehreren Anträgen nach § 37 oder mehreren anderen 

Vorlagen gleicher Art richtet sich die Reihenfolge, in der sie auf die Tagesordnung gesetzt 

werden, in der Regel nach dem Eingangsdatum der Vorlagen. Dritte Beratungen haben in der 

Regel vor zweiten und ersten Beratungen Vorrang, zweite Beratungen vor ersten Beratun-

gen. Gesetzentwürfe haben in der Regel Vorrang vor Beratungsgegenständen nach § 37 und 

vor Großen Anfragen. Die Fraktionen können im Ältestenrat anderes vereinbaren.  
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§ 57 

Abweichung von der Tagesordnung 

 

(1) Der Landtag kann, sofern nicht andere Vorschriften entgegenstehen, auf Vorschlag des 

Präsidenten oder auf Antrag einer Fraktion oder von mindestens acht Mitgliedern des Land-

tages beschließen, 

 

1. dass Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, beraten werden, es sei 

denn, dass eine Fraktion oder acht Mitglieder des Landtages widersprechen, 

2. dass die Reihenfolge der Beratungsgegenstände geändert wird, 

3. dass verschiedene Punkte der Tagesordnung zusammen beraten werden, 

4. dass ein Gegenstand von der Tagesordnung abgesetzt wird, 

5. dass die Sitzung vor Erledigung der Tagesordnung geschlossen wird. 

 

(2) Ergibt sich nach Aufstellung der Tagesordnung, dass ein Gegenstand nach den Vorschrif-

ten der Verfassung oder dieser Geschäftsordnung nicht beraten werden darf, so hat ihn der 

Präsident von der Tagesordnung abzusetzen. 

 

 

§ 58 

Leitung der Sitzung 

 

(1) In den Sitzungen des Landtages bilden der Präsident und zwei Schriftführer den Sitzungs-

vorstand. Der Präsident eröffnet und schließt die Sitzung und leitet die Verhandlungen. 

Hierbei unterstützen ihn die anderen Mitglieder des Sitzungsvorstandes. 

 

(2) Sind Präsident und Stellvertreter gleichzeitig verhindert, übernimmt das am längsten 

dem Landtag angehörende Mitglied, das hierzu bereit ist, den Vorsitz (Alterspräsident); bei 

gleicher Dauer der Zugehörigkeit zum Landtag entscheidet das höhere Lebensalter. Sind 

Schriftführer nicht in ausreichender Zahl erschienen, so bestellt der Präsident für die Sitzung 

Stellvertreter.  

 

(3) Zur Klärung von Zweifeln über die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit seiner Maßnah-

men kann der Präsident die Sitzung für kurze Zeit unterbrechen. Wenn es eine Fraktion oder 

mindestens acht Mitglieder des Landtages wünschen, kann der Präsident die Sitzung auch 

unterbrechen, soweit dies aus anderen Gründen für die Arbeit des Landtages dienlich ist. 
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§ 59 

Erste Sitzung des Landtages 

 

(1) In der ersten Sitzung des Landtages nach Beginn der Wahlperiode führt bis zur Wahl des 

Präsidenten der Alterspräsident den Vorsitz. Auf die Ausübung des Amtes kann verzichtet 

werden. 

 

(2) Der Alterspräsident eröffnet die erste Sitzung. Er benennt zwei Mitglieder des Landtages, 

mit denen er den vorläufigen Sitzungsvorstand bildet. Er stellt die Beschlussfähigkeit des 

Landtages durch Namensaufruf fest und lässt sodann den Präsidenten wählen. 

 

 

§ 60 

Aussprache 
 

(1) Soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, eröffnet der Präsident über jeden Gegenstand, 

der auf der Tagesordnung steht, die Aussprache. 

 

(2) Ein Mitglied des Sitzungsvorstandes führt eine Rednerliste. Mitglieder des Landtages, die 

zur Sache sprechen wollen, haben sich beim Sitzungsvorstand schriftlich zum Wort zu mel-

den. Der Sitzungsvorstand kann Wortmeldungen auch auf andere Weise entgegennehmen. 

 

(3) Ein Mitglied des Landtages darf sprechen, sobald ihm der Präsident das Wort erteilt hat. 

Es richtet den Redebeitrag ausschließlich an die Mitglieder des Landtages oder an die Mit-

glieder der Landesregierung. 

 

(4) Zu Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen, die kurz und präzise sein müssen, mel-

den sich die Mitglieder des Landtages über die Saalmikrofone zu Wort; die Präsidentin oder 

der Präsident kann das Wort hierzu in jeder Aussprache des Landtages erteilen. Zwischen-

fragen dürfen erst gestellt werden, wenn die Rednerin oder der Redner sie auf eine entspre-

chende Frage der Präsidentin oder des Präsidenten zulässt und das Wort erteilt worden ist. 

Zwischenbemerkungen dürfen erst gestellt werden, wenn dazu das Wort erteilt worden ist. 

Im Anschluss an eine Rede kann die Präsidentin oder der Präsident das Wort zu einer Zwi-

schenbemerkung zu diesem Debattenbeitrag von höchstens zwei Minuten, bei einer Drei-

Minuten-Debatte von höchstens einer Minute, erteilen; die Rednerin oder der Redner darf 

hierauf antworten. Bei Zwischenfragen bleibt das Mitglied des Landtages in der Fraktion sit-

zen und hebt den Arm zur Antragstellung. Bei Zwischenbemerkungen signalisiert das Mit-

glied des Landtages seine Interventionsabsicht dadurch, dass es zum Saalmikrofon tritt. 
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§ 61 

Reihenfolge der Redner 

 

(1) Der Präsident bestimmt die Reihenfolge der Redner. Dabei soll er für sachgemäße Erledi-

gung und zweckmäßige Gestaltung der Beratung sorgen und die verschiedenen Auffassun-

gen zum Beratungsgegenstand und die Stärke der Fraktionen berücksichtigen.  

 

(1a) Die Vorsitzenden der Fraktionen müssen jederzeit gehört werden unabhängig davon, ob 

ein Gegenstand zur Beratung aufgerufen oder die Redezeit der Fraktion bereits erschöpft ist. 

Dieses Recht kann im Vertretungsfall nach vorheriger Ankündigung für den gesamten Sit-

zungstag auch durch eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wahrgenommen werden. 

 

(2) Berät der Landtag über Anträge aus seiner Mitte, so kann einer der Antragsteller zu Be-

ginn und am Schluss der Aussprache das Wort verlangen. 

 

(3) Ein Berichterstatter kann jederzeit das Wort zu einer Ergänzung seines Berichts verlan-

gen. 

 

 

§ 62 

Rededauer 

 

(1) Bei der Einbringung eines Gegenstandes darf der Redner nicht länger als 15 Minuten 

sprechen. Ist für die Beratung des Gegenstandes eine Redezeit der Fraktionen von jeweils 

drei Minuten vereinbart worden, darf die Einbringung nicht länger als 10 Minuten dauern. 

Auf Vorschlag des Ältestenrates kann der Landtag die Dauer der Einbringung anders festle-

gen. 

 

(2) Der Landtag kann für die Beratung eines Gegenstandes den Fraktionen unter angemes-

sener Berücksichtigung ihrer Stärke bestimmte Redezeiten zuteilen und die Dauer der ein-

zelnen Reden, auch für Mitglieder der Landesregierung, beschränken. Der Landtag entschei-

det darüber auf der Grundlage einer entsprechenden Empfehlung des Ältestenrates ohne 

Aussprache. Teilt der Landtag den Fraktionen Redezeiten zu, so hat er auch für fraktionslose 

Mitglieder des Landtages Redezeiten festzusetzen. 

 

(3) Stellt der Präsident eine Überschreitung der empfohlenen Redezeit durch ein Mitglied 

der Landesregierung fest, so kann jede Fraktion die gleiche zusätzliche Redezeit beanspru-

chen. Spricht ein Mitglied der Landesregierung, wenn die Redezeit einer Fraktion schon er-

schöpft ist, so gewährt der Präsident dieser auf Verlangen noch einmal angemessene Zeit zu 

einer Erwiderung. 
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(4) Spricht ein Mitglied des Landtages länger als zulässig, so soll ihm der Präsident nach ein-

maliger Mahnung das Wort entziehen. 

 

 

§ 63 

Freie Rede  
 

(1) Die Redner sprechen grundsätzlich in freiem Vortrag. Sie können hierbei Aufzeichnungen 

benutzen. Zitate dürfen sie verlesen, wenn sie diese als solche kenntlich machen. 

 

(2) Im Ausnahmefall dürfen in Vertretung eines Redners oder bei Beiträgen mit längerer Re-

dedauer im Wortlaut vorbereitete Reden mit vorheriger Genehmigung des Präsidenten ver-

lesen werden. 

 

(3) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten nicht für die Berichterstatter und für diejenigen Mit-

glieder des Landtages, die eine Vorlage für die Antragsteller begründen. Sie dürfen ihre im 

Wortlaut vorbereiteten Reden im Ausnahmefall mit Erlaubnis des Präsidenten zu Protokoll 

geben. Diese sind im Stenografischen Bericht entsprechend zu kennzeichnen. 

 

 

§ 64 

Sachruf 

 

(1) Der Präsident kann Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abschweifen, „Zur Sache“ 

rufen. 

 

(2) Ist ein Redner dreimal in derselben Rede „Zur Sache“ gerufen und beim zweiten Mal auf 

die Folgen eines dritten Sachrufes hingewiesen worden, so kann ihm der Präsident das Wort 

entziehen. Ist einem Mitglied des Landtages das Wort entzogen worden, so darf es das Wort 

bis zum Schluss der Aussprache nicht wiedererhalten. 

 

 

§ 65 

Schluss der Aussprache 

 

(1) Ist die Rednerliste erschöpft oder hat sich niemand zum Wort gemeldet, so erklärt der 

Präsident die Aussprache für geschlossen. Ist die Aussprache geschlossen und die Abstim-

mung eröffnet, sind Anträge in der Sache nicht mehr zuzulassen und das Wort nicht mehr zu 

erteilen, es sei denn, es wird zur Geschäftsordnung verlangt. 

 

(2) Der Landtag kann die Aussprache unterbrechen oder schließen. Ein Antrag auf Unterbre-

chung oder Schluss der Aussprache bedarf der Unterstützung von einer Fraktion oder acht 
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anwesenden Mitgliedern des Landtages. Über einen Antrag auf Schluss der Aussprache ist 

vor einem Antrag auf Unterbrechung abzustimmen. Über einen Antrag auf Schluss der Aus-

sprache darf erst abgestimmt werden, nachdem einer derjenigen, die den Beratungsgegen-

stand eingebracht hatten, der Berichterstatter und je ein Redner für und wider den Bera-

tungsgegenstand sprechen konnten. Wird einem Antrag auf Schluss der Aussprache wider-

sprochen, so ist vor der Abstimmung über diesen Antrag auch je ein Redner für und wider 

diesen Antrag zu hören. 

 

 

§ 66 

Wortmeldungen zur Geschäftsordnung 

 

(1) Ein Mitglied des Landtages, das zum Verfahren sprechen will, kann sich jederzeit, auch 

nach Schluss der Aussprache, mit dem Zuruf „Zur Geschäftsordnung“ zum Wort melden. Das 

Wort zur Geschäftsordnung ist ihm sogleich zu erteilen. Eine Rede darf dadurch jedoch nicht 

unterbrochen werden. 

 

(2) Wer das Wort zur Geschäftsordnung erhalten hat, darf sich nur zur verfahrensmäßigen 

Behandlung des gerade anstehenden oder des unmittelbar vor ihm behandelten Beratungs-

gegenstandes oder zum Ablauf der Sitzungen des Landtages äußern. Er darf nicht länger als 

drei Minuten sprechen. Bei Verstößen gilt § 62 Abs. 4 entsprechend. 

 

 

§ 67 

Persönliche Bemerkungen 

 

Einem Mitglied des Landtages, das sich zu einer persönlichen Bemerkung zum Wort gemel-

det hat, ist das Wort auch nach dem Schluss der Aussprache zu erteilen. Das Mitglied des 

Landtages darf in der persönlichen Bemerkung nur Angriffe zurückweisen, die in der Aus-

sprache gegen das Mitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausführungen berichtigen. Die 

persönliche Bemerkung ist dem Präsidenten auf sein Verlangen dem wesentlichen Inhalt 

nach schriftlich mitzuteilen. Das Mitglied des Landtages darf nicht länger als drei Minuten 

sprechen. § 62 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

 

§ 68 

Erklärungen außerhalb der Tagesordnung 

 

Außerhalb der Tagesordnung kann der Präsident einem Mitglied des Landtages das Wort zu 

einer Erklärung erteilen. Die Erklärung ist ihm vorher dem wesentlichen Inhalt nach schrift-

lich mitzuteilen; sie darf nicht länger als drei Minuten dauern. § 62 Abs. 4 gilt entsprechend. 
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§ 69 

Anwesenheit und Anhörung 

der Landesregierung 

 

(1) Ein Antrag, die Anwesenheit eines Mitglieds der Landesregierung zu verlangen, muss von 

einer Fraktion oder mindestens acht Mitgliedern des Landtages unterstützt sein. Über den 

Antrag ist sofort abzustimmen. Der Präsident kann die Sitzung bis zum Erscheinen des Mit-

glieds der Landesregierung unterbrechen. 

 

(2) Verlangt nach Schluss einer Aussprache ein Mitglied der Landesregierung das Wort, so ist 

die Aussprache wiedereröffnet. 

 

(3) Wird einem Mitglied der Landesregierung auf sein Verlangen außerhalb der Ta-

gesordnung das Wort erteilt, so hat der Präsident die Aussprache über seine Ausführungen 

zu eröffnen, wenn es eine Fraktion oder acht Mitglieder des Landtages verlangen. Beschlüs-

se zur Sache werden nicht gefasst. 

 

 

§ 70 

Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Landtag ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder des Landtages 

anwesend sind. Der Präsident stellt zu Beginn jeder Sitzung fest, ob der Landtag beschlussfä-

hig ist. 

 

(2) Hat der Präsident die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung festgestellt, so gilt der 

Landtag, auch wenn nicht mehr die Hälfte der Mitglieder des Landtages anwesend ist, wei-

terhin als beschlussfähig, solange nicht ein Mitglied des Landtages vor einer Abstimmung 

oder Wahl die Beschlussfähigkeit bezweifelt. Dieses gilt als anwesend. 

 

(3) Wird die Beschlussfähigkeit vor einer Abstimmung oder Wahl bezweifelt, so hat sie der 

Sitzungsvorstand, wenn sie nicht offensichtlich zu bejahen oder zu verneinen ist, durch Na-

mensaufruf festzustellen. Der Präsident kann die Abstimmung oder Wahl für kurze Zeit aus-

setzen. 

 

(4) Ist die Beschlussfähigkeit nicht herzustellen, so hat der Präsident die Sitzung zu schließen. 

Die unterbliebene Abstimmung oder Wahl und der übrige nicht erledigte Teil der Tagesord-

nung sind auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. Diese kann von dem Präsi-

denten auch für denselben Tag einberufen werden. 
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§ 71 

Zeitpunkt der Abstimmung 

 

Der Landtag stimmt über einen Gegenstand in der Regel unmittelbar nach Schluss der Aus-

sprache über diesen Gegenstand ab. Werden nach Schluss der Aussprache noch persönliche 

Bemerkungen (§ 67) gemacht, so sind diese abzuwarten. Der Landtag kann die Abstimmung 

bis zur nächsten Sitzung vertagen. 

 

 

§ 72 

Fragestellung 

 

(1) Der Präsident lässt in der Weise abstimmen, dass er fragt, wer einem bestimmten Be-

schlussvorschlag (einer Vorlage, einem Teil einer Vorlage, einem sonstigen Antrag oder Vor-

schlag) zustimme. 

 

(2) Der Präsident hat die Fragen so zu stellen, dass der Wille des Landtages in den Beschlüs-

sen klar zum Ausdruck kommt. Der Präsident kann zu diesem Zweck auch über Teile eines 

Beschlussvorschlags getrennt abstimmen lassen. 

 

(3) In der Regel ist über weitergehende Beschlussvorschläge vor den weniger weitgehenden 

abzustimmen. Über einen Hilfsantrag (Eventualantrag) wird erst abgestimmt, wenn der 

Hauptantrag abgelehnt worden ist. 

 

 

§ 73 

Erforderliche Mehrheit 

 

(1) Der Landtag beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern die Verfas-

sung nichts anderes bestimmt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

 

(2) Stimmengleichheit gilt als Ablehnung des Beschlussvorschlags. 

 

 

§ 74 

Form der Abstimmung und Feststellung ihres Ergebnisses 

 

(1) Abgestimmt wird nach Entscheidung des Präsidenten durch Handzeichen oder durch Auf-

stehen. 

 

(2) Der Präsident stellt die Abstimmungsfrage so, dass sie sich mit „Ja“ oder „Nein“ beant-

worten lässt. Sie ist in der Regel so zu fassen, dass zunächst gefragt wird, ob die Zustimmung 
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erteilt wird. Danach ist zu fragen, wer den Beschlussvorschlag ablehnt (Gegenprobe). Auf die 

Gegenprobe kann verzichtet werden. Auf Verlangen einer Fraktion oder eines Mitglieds des 

Landtages ist die Gegenprobe durchzuführen. Dies gilt auch für die Feststellung von Stimm-

enthaltungen. 

 

(3) Die Mitglieder des Landtages verlassen auf Aufforderung des Präsidenten den Saal. Die 

Türen werden geschlossen bis auf die zur Abstimmung erforderlichen Türen. Der Präsident 

bestimmt für jede Abstimmungstür einen Zähler. Auf das Glockenzeichen des Präsidenten 

treten die Mitglieder des Landtages, die dem Beschlussvorschlag zustimmen wollen, durch 

die Jatür, die ihn ablehnen wollen, durch die Neintür, die keine Stimme abgeben wollen, 

durch die Enthaltungstür in den Saal ein. Die eintretenden Mitglieder des Landtages werden 

laut gezählt. Kein Mitglied des Landtages darf vor Schluss der Abstimmung den Saal wieder 

verlassen. Mit einem Glockenzeichen schließt der Präsident die Zählung. Hierauf stimmen 

nur noch der Präsident und die Zähler ab. 

 

 

§ 75 

Abstimmung durch Namensaufruf und namentliche Abstimmung 

 

(1) Bedarf ein Beschluss einer Mehrheit, die nach der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des 

Landtages zu berechnen ist, so ist durch Namensaufruf abzustimmen. 

 

(2) Bei Abstimmung durch Namensaufruf ruft ein Mitglied des Sitzungsvorstandes alle Mit-

glieder des Landtages in alphabetischer Reihenfolge mit ihrem Namen auf. Die Aufgerufenen 

geben ihre Stimme durch Zuruf („Ja“, „Nein“, „Enthaltung“) ab. Der Zuruf ist durch den Auf-

rufenden zu wiederholen. Zweifel am Zuruf einzelner Mitglieder des Landtages sind durch 

den Präsidenten in der Sitzung öffentlich zu klären.  

 

(3) Namentlich muss abgestimmt werden, wenn es eine Fraktion oder acht Mitglieder des 

Landtages bis zum Beginn des Abstimmungsverfahrens verlangen. Eine namentliche Ab-

stimmung ist nur über den Beratungsgegenstand selbst und über Änderungs- und Entschlie-

ßungsanträge dazu zulässig. 

 

(4) Bei der namentlichen Abstimmung wird nach Absatz 2 verfahren. Außerdem wird im Ste-

nografischen Bericht vermerkt, wie jedes Mitglied des Landtages gestimmt hat. 
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§ 75a 

Koordinierte Abstimmung 

 

(1) Ist in einem Gesetzentwurf über den Sitz einer Behörde zu entscheiden, so erfolgt die 

Auswahl, wenn mehr als zwei Vorschläge vorliegen, vor der Schlussabstimmung über das 

Gesetz.  

 

(2) Der Landtag entscheidet mit Namensstimmzetteln, auf die der jeweils gewünschte Ort 

oder „Nein“ oder „Enthaltung“ zu schreiben ist. Ausgewählt ist der Ort, der die Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen erhält. Ergibt sich keine solche Mehrheit, so werden in einem zwei-

ten Abstimmungsgang die beiden Orte zur Abstimmung gestellt, die im ersten Abstim-

mungsgang die höchste Stimmenzahl erhalten haben. Ausgewählt ist der Ort, der die Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen erhält. Stimmenthaltungen werden wie nicht abgegebene 

Stimmen behandelt. 

 

(3) In gleicher Weise kann verfahren werden, wenn dem Landtag konkurrierende Gesetz-

entwürfe, Anträge oder Teile von Gesetzentwürfen oder Anträgen vorliegen, die einer koor-

dinierten Abstimmung zugänglich sind. 

 

 

§ 76 

Erklärungen zur Abstimmung 

 

(1) Jedes Mitglied des Landtages ist berechtigt, nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Ab-

stimmung seine Stimmabgabe kurz zu begründen. Dies gilt nicht, wenn ohne Aussprache ab-

zustimmen ist. 

 

(2) Jede Fraktion ist berechtigt, eine Erklärung zur Abstimmung abzugeben. 

 

(3) Erklärungen nach Absatz 1 und 2 dürfen nicht länger als drei Minuten dauern. 

 

(4) Jedes Mitglied des Landtages kann vor der Abstimmung erklären, dass es an der Abstim-

mung nicht teilnehme. 

 

 

§ 77 

Wahlen 

 

(1) Gewählt wird mit Stimmzetteln. Wenn kein anwesendes Mitglied des Landtages wider-

spricht, kann durch Handzeichen gewählt werden. 
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(2) Sofern ein Gesetz nichts anderes bestimmt, ist derjenige gewählt, der die Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene 

Stimmen. 

 

(3) Sind zugleich mehrere Personen zu wählen, so geschieht dies, wenn nichts anderes vor-

geschrieben ist oder von den Fraktionen vereinbart wird, nach den Grundsätzen der Ver-

hältniswahl. Dabei ist das Höchstzahlverfahren anzuwenden. 

 

 

§ 77a 

Beauftragungen 

 

Ist ein Mitglied des Landtages durch den Landtag beauftragt worden und ist nichts Näheres 

bestimmt, endet die Beauftragung mit seinem Ausscheiden aus dem Landtag oder mit der 

Wahlperiode des Landtages, in der die Beauftragung erfolgte. 

 

 

§ 78 

Wahl der Mitglieder des Landesverfassungsgerichts 

 

(1) Die Wahl der Mitglieder des Landesverfassungsgerichts und deren Vertreter bestimmt 

sich nach dem Landesverfassungsgerichtsgesetz. 

 

(2) Der Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung unterbreitet dem Landtag dazu 

einen Wahlvorschlag. 

 

(3) Der Ausschuss berät rechtzeitig über Vorschläge für die Wahl. Die Sitzungen sind vertrau-

lich. 

 

(4) Aus der Mitte des Ausschusses, von der Landesregierung und von den Fraktionen können 

Personen für die Wahl benannt werden. 

 

(5) Der Ausschuss prüft, ob die Personen, die für die Wahl in Betracht kommen, die Voraus-

setzungen der §§ 4, 5 und 6 des Landesverfassungsgerichtsgesetzes erfüllen. Er fordert von 

ihnen die Erklärung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 des Landesverfassungsgerichtsgesetzes an. Der 

Ausschuss kann den Präsidenten des Landesverfassungsgerichts hören und um Auskunft er-

suchen. 

 

(6) Personalakten, die der Ausschuss nach § 3 Abs. 2 Satz 4 des Landesverfassungsgerichts-

gesetzes über das Landesverfassungsgericht angefordert hat, sind vertraulich zu behandeln. 
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(7) Der Ausschuss schlägt dem Landtag für jedes Amt, das zu besetzen ist, eine Person vor. 

Sind mehrere Ämter zu besetzen, fasst der Ausschuss seine Vorschläge in einem Wahlvor-

schlag zusammen. 

 

 

§ 79 

Bekanntgabe des Ergebnisses 

 

Nach jeder Abstimmung gibt der Präsident das Ergebnis bekannt. 

 

 

§ 80 

Ordnungsmaßnahmen 

 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident wahrt die Ordnung sowie die Würde und das Ansehen 

des Landtages. 

 

(2) Verletzt ein Mitglied des Landtages die Ordnung, die Würde oder das Ansehen des Land-

tages, ruft es die Präsidentin oder der Präsident mit Nennung des Namens „Zur Ordnung“. 

 

(3) Ist ein Mitglied des Landtages während einer Sitzung dreimal „Zur Ordnung“ gerufen und 

beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden oder ver-

letzt ein Mitglied des Landtages in einer Sitzung gröblich die Ordnung, die Würde oder das 

Ansehen des Landtages, so kann es die Präsidentin oder der Präsident von dieser Sitzung 

ausschließen. Das ausgeschlossene Mitglied hat den Sitzungssaal sofort zu verlassen. Ver-

lässt das ausgeschlossene Mitglied des Landtages den Sitzungssaal nicht, so unterbricht oder 

schließt die Präsidentin oder der Präsident die Sitzung. Sie oder er kann das Mitglied aus 

dem Saal entfernen lassen. 

 

(4) Wenn ein Mitglied des Landtages durch ordnungswidriges Verhalten die Arbeit des Land-

tages erheblich stört, kann ihm die Präsidentin oder der Präsident die Teilnahme an Sitzun-

gen oder den Aufenthalt im Landtagsgebäude verbieten, soweit dies erforderlich ist, um 

weitere Störungen zu verhüten. Befolgt das Mitglied des Landtages das Verbot nicht, so kann 

es die Präsidentin oder der Präsident durchsetzen lassen. Von Maßnahmen nach Satz 1 und 

2 ist dem Landtag Mitteilung zu machen. 

 

(5) Ordnungsmaßnahmen können auch nachträglich, spätestens jedoch in der auf die Verlet-

zung der Ordnung, der Würde oder des Ansehens des Landtages folgenden Sitzungsperiode 

ausgesprochen werden. 

 

(6) Gegen den Ordnungsruf, gegen den Ausschluss von der Sitzung und gegen ein Verbot 

nach Absatz 4 kann das betroffene Mitglied des Landtages binnen drei Tagen schriftlich bei 
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der Präsidentin oder beim Präsidenten Einspruch erheben. Über den Einspruch berät der Äl-

testenrat. Er empfiehlt dem Landtag eine Entscheidung, der darüber ohne Aussprache be-

schließt. 

 

 

§ 81 

Ordnung im Sitzungssaal 

 

(1) Der Aufenthalt im Sitzungssaal ist anderen Personen als Mitgliedern des Landtages und 

Mitgliedern der Landesregierung nur mit Genehmigung des Präsidenten gestattet. 

 

(2) Anderen als den im Landtag redeberechtigten Personen ist es untersagt, im Sitzungssaal 

oder auf der Tribüne Erklärungen abzugeben sowie Beifall oder Missfallen zu äußern. 

 

(3) Verstößt jemand gegen Absatz 1 oder 2 oder verletzt er in anderer Weise Ordnung oder 

Anstand, so kann ihm der weitere Aufenthalt im Sitzungssaal oder im Landtagsgebäude un-

tersagt werden. Befolgt er das Verbot nicht, so kann Zwang angewendet werden. 

 

(4) Wenn im Landtag störende Unruhe entsteht, kann der Präsident die Sitzung un-

terbrechen oder schließen. Kann er sich kein Gehör verschaffen, so verlässt er den Präsiden-

tenstuhl. Hierdurch wird die Sitzung für eine halbe Stunde unterbrochen. 

 

(5) Entsteht auf der Tribüne störende Unruhe, so kann der Präsident die Tribüne räumen las-

sen. 

 

 

§ 82 

Stenografischer Bericht 
 

(1) Über jede Sitzung des Landtages wird eine wörtliche Niederschrift (Stenografischer Be-

richt) angefertigt und an die Mitglieder des Landtages und an die Landesregierung verteilt. 

Für die Herausgabe gilt § 19 entsprechend.  

 

(2) Stenografische Berichte über öffentliche Sitzungen werden durch die Bereitstellung im 

allgemein zugänglichen netzgestützten Informationsangebot des Landtages veröffentlicht. 

 

 

§ 83 

Prüfung der Reden 

 

(1) Jeder Redner erhält die Niederschrift seiner Rede vor ihrer Aufnahme in den Ste-

nografischen Bericht zur Durchsicht und Berichtigung. Dem Redner ist eine angemessene 
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Frist zur Rückgabe der Niederschrift zu setzen. Gibt der Redner die Niederschrift nicht frist-

gemäß zurück, so gilt sie als genehmigt. 

 

(2) Der Redner kann keine Berichtigungen verlangen, die den Sinn der Rede ändern. In Zwei-

felsfällen entscheidet, wenn sich der Redner und der Stenografische Dienst nicht verständi-

gen, der Präsident. 

 

 

§ 83a 

Vorläufiger Stenografischer Bericht 

 

Vor der Prüfung der Reden und der Genehmigung der Niederschrift durch den Redner wird 

ein vorläufiger Stenografischer Bericht in einem eingeschränkt zugänglichen netzgestützten 

Informationsangebot des Landtages veröffentlicht. Der vorläufige Stenografische Bericht ist 

mit dem Hinweis zu versehen, dass es sich um eine durch die Redner nicht autorisierte Fas-

sung handelt. 

 

 

§ 83b 

Kurzbericht 

 

Neben dem Stenografischen Bericht und dem Vorläufigen Stenografischen Bericht wird über 

jede Sitzung des Landtages ein vom Präsidenten zu unterzeichnendes Beschlussprotokoll 

(Kurzbericht) gefertigt. Der Kurzbericht ist an die Mitglieder des Landtages und an die Lan-

desregierung herauszugeben und gilt als genehmigt, wenn nicht innerhalb von sieben Tagen 

nach Herausgabe schriftlich beim Präsidenten Einspruch erhoben wird. Über den Einspruch 

entscheidet der Ältestenrat auf der Grundlage einer Beschlussempfehlung des Präsidenten. 

 

 

II. Sitzungen der Ausschüsse 

und des Ältestenrates 

 

 

§ 84 

Einberufung, Tagesordnung 

 

(1) Die Ausschüsse werden durch ihre Vorsitzenden oder in deren Auftrag durch die Land-

tagsverwaltung einberufen. Die Einberufung erfolgt grundsätzlich im Rahmen der vom Ältes-

tenrat festgelegten Terminstruktur. Abweichende Entscheidungen des Ausschusses sowie 

Vereinbarungen des Vorsitzenden mit den Fraktionen und der Landesregierung sind im Ein-

zelfall zulässig. Die Einladung ist den Ausschussmitgliedern spätestens eine Woche vor der 
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Sitzung zuzuleiten. Die Fraktionen und die Landesregierung können im Einzelfall eine kürzere 

Frist vereinbaren.  

 

(2) Mit der Einladung ist eine Tagesordnung mitzuteilen. Sie ist durch den Vorsitzenden fest-

zusetzen, es sei denn, dass der Ausschuss vorher darüber beschließt. § 57 gilt mit der Maß-

gabe entsprechend, dass Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, beraten 

werden können, es sei denn, dass eine Fraktion oder ein Viertel der Mitglieder des Aus-

schusses widerspricht. 

 

(3) Eine Ausschusssitzung ist durch den Vorsitzenden unverzüglich einzuberufen, wenn es 

ein Drittel der Ausschussmitglieder schriftlich unter Angabe des Beratungsgegenstandes ver-

langt, sofern die Beratung des Gegenstandes zulässig ist (§ 14). Einberufungsverlangen kön-

nen auch durch ein namentlich benanntes stellvertretendes Ausschussmitglied unterstützt 

werden, sofern durch die benennende Fraktion glaubhaft gemacht wird, dass ein Aus-

schussmitglied verhindert ist. Mit der Einberufung ist zumindest der Beratungsgegenstand 

im Sinne von Satz 1 auf die Tagesordnung zu setzen. Im Übrigen gilt § 55 Abs. 4 Satz 3 ent-

sprechend. 

 

(4) Ort, Zeit und Tagesordnung der Ausschusssitzungen sind der Landesregierung mitzutei-

len. 

 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident oder die Vorsitzende oder der Vorsitzende sind er-

mächtigt, eine Sitzung, die bereits einberufen worden ist, aus wichtigem Grund im Beneh-

men mit den Fraktionen aufzuheben. Muss die Sitzung in Ausübung der Polizeigewalt oder 

des Hausrechts aufgehoben werden, ist dazu auch diejenige oder derjenige berechtigt, die 

oder der zur Ausübung dieser Rechte ermächtigt ist. 

 

 

§ 84a 

Leitung der Sitzung 

 

(1) Der Vorsitzende leitet die Sitzung des Ausschusses. Sind der Vorsitzende und der stellver-

tretende Vorsitzende gleichzeitig verhindert, so übernimmt das am längsten dem Landtag 

angehörende anwesende Mitglied des Ausschusses, das dazu bereit ist, die Sitzungsleitung.  

 

(2) Der Vorsitzende eröffnet und schließt die Sitzung, ruft die Tagesordnungspunkte auf, er-

teilt das Wort, stellt die Beschlüsse des Ausschusses fest und führt sie aus.  

 

(3) Der Vorsitzende gewährleistet den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung. Sitzungs-

teilnehmer, die nicht Mitglieder des Landtages sind, und Zuhörer unterstehen während der 

Sitzung der Ordnungsgewalt des Vorsitzenden. Ist der ordnungsgemäße Ablauf der Sitzung 

nicht mehr gewährleistet, so kann der Vorsitzende die Sitzung für bestimmte Zeit, allerdings 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 26.04.2023 | Drucksache 8/2558 

 

56 

nicht länger als 24 Stunden, unterbrechen oder im Einvernehmen mit den Fraktionen been-

den. 

 

(4) Zur Klärung von Zweifeln über die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit seiner Maßnah-

men kann der Vorsitzende die Sitzung für kurze Zeit unterbrechen. Auf Verlangen einer Frak-

tion oder eines Viertels der Mitglieder des Ausschusses kann der Vorsitzende die Sitzung für 

bestimmte Zeit, allerdings nicht länger als 24 Stunden, auch unterbrechen, soweit dies aus 

anderen Gründen für die Arbeit des Ausschusses dienlich ist. Das Verlangen ist zu begrün-

den.  

 

(5) Die Sitzung kann vertagt werden, wenn es der Ausschuss auf Antrag des Vorsitzenden, 

einer Fraktion oder eines Viertels der Ausschussmitglieder beschließt.  

 

(6) Die Sitzung kann vor Erledigung der Tagesordnung geschlossen werden. Nicht erledigte 

Tagesordnungspunkte sind bei der Aufstellung der Tagesordnung für die nächste Sitzung des 

Ausschusses zu berücksichtigen. 

 

 

§ 85 

Öffentlichkeit und Vertraulichkeit 

 

(1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind grundsätzlich öffentlich. Die Öffentlichkeit einer Sit-

zung ist hergestellt, wenn Vertretern der Medien und sonstigen Zuhörern im Rahmen der 

Raumverhältnisse des Landtagsgebäudes der Zutritt ermöglicht wird. Stehen der Zutrittsge-

währung Gründe des Gesundheitsschutzes oder der Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit des 

Landtages oder seiner Ausschüsse entgegen, gelten Sitzungen auch dann als öffentlich, wenn 

eine zeitgleiche Bild- und Tonübertragung in öffentlich zugängliche Räumlichkeiten erfolgt. 

Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 

Einzelner dies erfordern. In Petitionsverfahren ist dieses auch der Fall, wenn die Person, wel-

che die Petition eingereicht hat oder für die sie eingereicht wurde, ihr Einverständnis zu ei-

ner öffentlichen Behandlung der Petition nicht erteilt hat. Liegt das Einverständnis nicht bis 

zur Behandlungsreife der Petition vor, ist die Petition in nichtöffentlicher Sitzung zu behan-

deln. 

 

(2) Beratungsgegenstand und -ergebnis nichtöffentlicher Sitzungen dürfen der Presse und 

anderen Außenstehenden mitgeteilt werden, nicht jedoch die Äußerungen einzelner Teil-

nehmer oder das Abstimmungsverhalten einzelner Mitglieder des Landtages in der Sitzung. 

§ 87 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 

(3) Die Ausschüsse können in besonderen Fällen Teile ihrer Verhandlungen für vertraulich 

erklären. Verhandlungen eines Ausschusses über Unterlagen, die er nach § 88 Abs. 1 für ver-
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traulich erklärt hat oder die in den Geheimhaltungsgrad VS-vertraulich oder höher eingestuft 

sind, sind vertraulich. 

 

(4) Mitteilungen über vertrauliche Verhandlungen eines Ausschusses (Absatz 3) dürfen nur 

Mitgliedern dieses Ausschusses, anderen Personen, die an diesen Verhandlungen teilge-

nommen haben, den Fraktionsvorsitzenden und dem Präsidenten gemacht werden. 

 

(5) Ein Ausschuss kann im Einzelfall Abweichungen von Absatz 4 beschließen. Soll etwas der 

Öffentlichkeit, insbesondere der Presse, mitgeteilt werden, so legt der Ausschuss den Wort-

laut der Mitteilung fest. Hat der Ausschuss die Verhandlungen auf Verlangen der Landesre-

gierung für vertraulich erklärt, so bedarf der Beschluss nach Satz 1 oder Satz 2 ihres Einver-

nehmens. 

 

 

§ 86 

Teilnahme von Personen, die dem Ausschuss nicht angehören 

 

(1) Berät ein Ausschuss über Anträge oder Petitionen von Mitgliedern des Landtages, so 

kann einer der Antragsteller oder der Petent an der Sitzung mit beratender Stimme teilneh-

men. Bei Anträgen von Fraktionen kann die Fraktion ein Mitglied des Landtages hierfür be-

stimmen. 

 

(2) In besonderen Fällen kann ein Ausschuss auch andere Mitglieder des Landtages zu seinen 

Verhandlungen mit beratender Stimme hinzuziehen. 

 

(3) Der Präsident kann an allen Ausschusssitzungen mit beratender Stimme teilnehmen. 

 

(4) Im Übrigen können Mitglieder des Landtages, die den Ausschüssen nicht angehören, als 

Zuhörer an den Ausschusssitzungen teilnehmen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. 

Dies gilt nicht für vertrauliche Verhandlungen (§ 85 Abs. 4) sowie für Sitzungen des Ältesten-

rates; der Ältestenrat kann Ausnahmen zulassen. 

 

(5) Der Ausschuss kann jederzeit die Anwesenheit eines Mitglieds der Landesregierung ver-

langen. 

 

(6) Zur Unterstützung von Ausschussmitgliedern kann ein Fraktionsmitarbeiter je Fraktion an 

den Ausschusssitzungen ohne Rederecht teilnehmen. Dies gilt nicht für vertrauliche Ver-

handlungen. 
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§ 86a 

Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbände 

 

Die Ausschüsse hören die Kommunalen Spitzenverbände des Landes rechtzeitig bei der Vor-

bereitung von Rechtsvorschriften, die die Belange der Gemeinden oder der Landkreise un-

mittelbar berühren. Diese Anhörung kann in öffentlicher oder in nicht-öffentlicher Sitzung 

oder im schriftlichen Verfahren erfolgen.  

 

 

§ 86b 

Beteiligung von anderen Interessenvertretern 

 

Die Anhörung von anderen Organisationen, die Interessen gegenüber dem Landtag vertre-

ten, ist nur zulässig, wenn sich diese in die öffentliche Liste der Interessenvertretung (Lobby-

register) eingetragen haben (Anlage). 

 

 

§ 86c 

Abstimmung außerhalb einer Sitzung 

 

Der Ausschuss kann seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden einstimmig ermächtigen, 

über bestimmte Fragen in besonderen Eilfällen eine schriftliche Abstimmung durchführen zu 

lassen. Macht der Ausschuss von dieser Möglichkeit Gebrauch, leitet die Vorsitzende oder 

der Vorsitzende den Mitgliedern des Ausschusses den Entwurf einer Beschlussempfehlung 

zu, über die innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich abgestimmt werden kann. § 70 Abs. 

1 Satz 1 und § 74 Abs. 2 gelten entsprechend. 

 

§ 86d 

Teilnahme mittels Videokonferenztechnik 

 

Sachverständige, beratende Personen oder sonstige Personen, die dem Ausschuss nicht an-

gehören, können durch Zuschaltung mittels Videokonferenztechnik in dem jeweils für sie ge-

regelten Umfang an der Ausschusssitzung teilnehmen, wenn der Ausschuss dies beschließt. 

Dies gilt auch für eine Anhörung nach § 86a. 

 

§ 87 

Niederschriften 

 

(1) Über jede Sitzung eines Ausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese muss die in 

der Sitzung gefassten Beschlüsse enthalten und soll den wesentlichen Inhalt der Verhand-

lungen wiedergeben.  
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(1a) Die Niederschriften werden an die Ausschussmitglieder und die Fraktionen herausgege-

ben. Sie gelten mit der Bereitstellung in einem eingeschränkt zugänglichen netzgestützten 

Informationsangebot des Landtages als herausgegeben, soweit die Berechtigten auf die 

Übermittlung in Papierform verzichtet haben. Die Niederschriften werden der Landesregie-

rung auf elektronischem Weg übermittelt. 

 

(2) In der Sitzung, die auf die Herausgabe der Niederschrift folgt, ist über die Billigung der 

Niederschrift zu beschließen. 

 

(2a) Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden im allgemein zugänglichen netzge-

stützten Informationsangebot des Landtages veröffentlicht. Der Schutz personenbezogener 

Daten der Sitzungsteilnehmer, ausgenommen Mitglieder des Landtages und Mitglieder der 

Landesregierung, ist zu gewährleisten. 

 

(3) Niederschriften über nichtöffentliche Sitzungen und nichtöffentliche Unterlagen, die Ge-

genstand dieser Sitzungen waren, dürfen der Presse und anderen Außenstehenden nicht zu-

gänglich gemacht werden. 

 

(4) Über vertrauliche Verhandlungen wird die Niederschrift in einem Stück zur Verwahrung 

durch die Landtagsverwaltung und in einem weiteren Stück für die Landesregierung herge-

stellt. Der Ausschuss kann beschließen, dass die Niederschrift, abweichend von Absatz 1 Satz 

2, nicht den Inhalt der Verhandlungen wiedergibt. Einsicht in Niederschriften über vertrauli-

che Verhandlungen gewährt die Landtagsverwaltung nur den Ausschussmitgliedern, anderen 

Mitgliedern des Landtages, die an der Verhandlung teilgenommen haben, und den Frakti-

onsvorsitzenden. 

 

(5) Die Beschränkung nach Absatz 3 gilt in der laufenden Wahlperiode. Der Präsident kann 

Ausnahmen von den Absätzen 3 und 4 zulassen. § 88 Abs. 7 gilt entsprechend. 

 

 

§ 88 

Vertrauliche Unterlagen 

 

(1) Die Ausschüsse können in besonderen Fällen Urkunden, Akten und andere Unterlagen, 

deren Inhalt zu ihrer Kenntnis bestimmt ist, für vertraulich erklären. 

 

(2) Sind Unterlagen für vertraulich erklärt worden, so regelt der Ausschuss ihre Behandlung. 

Erfolgt keine Regelung, so sind diese Unterlagen durch die Landtagsverwaltung in entspre-

chender Anwendung der Regelungen für den Umgang mit in den Geheimhaltungsgrad  

VS-vertraulich eingestuften Unterlagen zu behandeln. Entsprechendes gilt für Niederschrif-

ten über Sitzungen oder Teile von Sitzungen, die gemäß § 85 Abs. 3 für vertraulich erklärt 

worden sind. 
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(3) Außerhalb der Verhandlungen des Ausschusses dürfen vertrauliche Unterlagen nur von 

dessen Mitgliedern sowie von dessen ständigen Stellvertretern und nur bei einem vom Prä-

sidenten bestimmten Beamten des Landtages eingesehen werden. Hat ein Ausschuss bereits 

über vertrauliche Unterlagen verhandelt, so dürfen diese Unterlagen auch von Mitgliedern 

des Landtages eingesehen werden, die verhinderte Ausschussmitglieder in dieser Sitzung 

vertreten haben. 

 

(4) Während der Verhandlungen des Ausschusses dürfen vertrauliche Unterlagen nur von 

dessen Mitgliedern und von Mitgliedern des Landtages eingesehen werden, die verhinderte 

Mitglieder vertreten. 

 

(5) Der Ausschuss kann auch anderen Personen die Einsichtnahme in vertrauliche Unterla-

gen gestatten. 

 

(6) § 85 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

 

(7) Der Ausschuss kann die Vertraulichkeit von Unterlagen wieder aufheben. Nach Ablauf 

der Wahlperiode ist dazu der Präsident befugt. 

 

 

§ 89 

Ergänzende Vorschriften 

 

Im Übrigen gelten die Vorschriften für die Sitzungen des Landtages entsprechend auch für 

die Sitzungen der Ausschüsse. 

 

 

§ 90 

Sitzungen des Ältestenrates 

 

Für die Sitzungen des Ältestenrates gelten die §§ 84 bis 89 entsprechend. 

 

 

Vierter Abschnitt 

Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung; sprachliche Gleichstellung 

 

§ 91 

Auslegung der Geschäftsordnung 

 

(1) Während einer Sitzung des Landtages auftretende Zweifel über die Auslegung dieser Ge-

schäftsordnung entscheidet der Präsident für den Einzelfall. 
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(2) Im Übrigen obliegt die Auslegung dieser Geschäftsordnung dem Ältestenrat. Der Präsi-

dent, ein Ausschuss, eine Fraktion oder acht Mitglieder des Landtages können verlangen, 

dass die Auslegung dem Landtag zur Entscheidung vorgelegt wird. 

 

 

§ 92 

Abweichungen von der Geschäftsordnung 

 

Der Landtag kann im Einzelfall von Vorschriften dieser Geschäftsordnung abweichen, wenn 

nicht acht anwesende Mitglieder des Landtages widersprechen. 

 

 

§ 93 

Änderung der Geschäftsordnung 

 

(1) Für Änderungen dieser Geschäftsordnung gelten die Vorschriften über Gesetzentwürfe 

entsprechend. 

 

(2) Der Ältestenrat kann sich auch ohne besondere Überweisung mit Fragen der Geschäfts-

ordnung befassen und dem Landtag in Beschlussempfehlungen Vorschläge zu ihrer Ände-

rung machen. Derartige Vorschläge behandelt der Landtag sogleich in zweiter Beratung. 

 

 

§ 94 

Sprachliche Gleichstellung 

 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäftsordnung gelten jeweils in männ-

licher und weiblicher Form, soweit noch nicht eine ausdrückliche Fassung in geschlechterge-

rechter Sprache erfolgt ist. 
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Anlage (zu § 86b): Führung eines Lobbyregisters 

 

 

§ 1 

Öffentliche Liste der Interessenvertretung 

 

Der Präsident führt eine öffentliche Liste, in der alle Organisationen unabhängig von ihrer 

Rechtsform oder natürliche Personen, die Interessen gegenüber dem Landtag oder der Lan-

desregierung vertreten, auf Antrag eingetragen werden. 

 

 

§ 2 

Erforderliche Angaben 

 

(1) Eine parlamentarische Anhörung der in § 1 genannten Interessenvertreter kann nur statt-

finden, wenn sich diese in die Liste eingetragen und dabei folgende Angaben gemacht ha-

ben: 

 

1. Name und Sitz, 

 

2. Zusammensetzung von Vorstand und Geschäftsführung, 

 

3. Interessenbereich, 

 

4. Mitgliederzahl, 

 

5. Anzahl der angeschlossenen Organisationen, 

 

6. Namen der Vertreter der Organisation sowie 

 

7. Anschrift der Geschäftsstelle einschließlich Telefon-, Faxnummer sowie  

E-Mail-Adresse und Internetadresse. 

 

(2) Die Eintragung in die Liste begründet keinen Rechtsanspruch auf Anhörung. 

 

 

§ 3 

Öffentliche Zugänglichkeit der Liste 

 

Die Liste ist vom Präsidenten auf der Internetseite des Landtages zu veröffentlichen. 
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ANGRENZENDE 

BESTIMMUNGEN 
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  06.07.2021 

Drucksache  

8/16 
 

öffentlich 

Beschluss 

– 
 

Grundsätze des Ausschusses für Petitionen über die Behandlung von Bitten und Be-

schwerden 

 

 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in der 1. Sitzung zu Drucksache 8/2 folgenden Beschluss 

gefasst: 

 

Aufgrund der Geschäftsordnung des Landtages (Zweiter Abschnitt VII §§ 47 ff. GO.LT) stellt 

der Landtag für die Behandlung von Bitten und Beschwerden folgende Grundsätze auf: 

 

1 Eingaben 

 

1.1 Petitionen 

 

1.1.1 Petitionen sind Eingaben, mit denen Bitten oder Beschwerden in eigener Sache, für 

andere oder im allgemeinen Interesse vorgetragen werden. 

 

1.1.2 Bitten sind Forderungen und Vorschläge für ein Handeln oder Unterlassen von 

staatlichen Organen, Behörden oder sonstigen Einrichtungen, die öffentliche Auf-

gaben wahrnehmen. Hierzu gehören insbesondere Vorschläge zur Gesetzgebung. 

 

1.1.3 Beschwerden sind Beanstandungen, die sich gegen ein Handeln oder Unterlassen 

von staatlichen Organen, Behörden oder sonstigen Einrichtungen wenden, die öf-

fentliche Aufgaben wahrnehmen. 

 

1.2 Mehrfachpetitionen, Sammelpetitionen, Massenpetitionen 

 

 
(Ausgegeben am 13.07.2021) 
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1.2.1 Mehrfachpetitionen sind Eingaben mit demselben Anliegen, die individuell abge-

fasst sind. 

 

1.2.2 Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen mit demselben Anliegen. 

 

1.2.3 Massenpetitionen sind Eingaben von mindestens 20 Einreichern mit demselben An-

liegen, deren Text ganz oder im Wesentlichen übereinstimmt. 

 

1.3 Sonstige Eingaben 

 

Keine Petitionen sind Auskunftsersuchen sowie bloße Mitteilungen, Belehrungen, 

Vorwürfe, Anerkennungen oder sonstige Meinungsäußerungen ohne materielles 

Verlangen. 

 

 

2 Petenten 

 

2.1 Das Grundrecht auf Petitionen nach der Verfassung (Artikel 17 des Grundgesetzes, 

Artikel 19 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt) steht jeder natürlichen Per-

son und jeder inländischen juristischen Person des Privatrechts zu. 

 

2.2 Geschäftsfähigkeit ist zur Ausübung des Petitionsrechts nicht erforderlich, es ge-

nügt, dass der Petent in der Lage ist, sein Anliegen verständlich zu äußern. 

Das Petitionsrecht ist von persönlichen Verhältnissen des Petenten wie Wohnsitz 

oder Staatsangehörigkeit unabhängig. 

 

2.3 Wird eine Petition für einen anderen eingereicht, ist eine Legitimation zu verlangen. 

Ist der andere mit der Petition nicht einverstanden, unterbleibt die weitere Behand-

lung. 

 

 

3 Schriftform 

 

3.1 Petitionen sind schriftlich einzureichen. Die Schriftform ist bei Namensunterschrift 

gewahrt. Bei elektronisch übermittelten Petitionen ist die Schriftlichkeit gewahrt, 

wenn der Urheber und dessen Postanschrift ersichtlich sind und das im Internet für 

elektronische Petitionen zur Verfügung gestellte Formular (Web-Formular) verwen-

det wird (elektronischer Ersatz der Unterschrift). Einreichungen per E-Mail sind zu-

lässig, sofern diese die genannten Anforderungen, z. B. durch eine eingescannte Un-

terschrift auf dem als Anlage zur E-Mail beigefügten Schriftsatz, erfüllen. Einfache 

E-Mails genügen diesen Anforderungen nicht. 
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3.2 Ein Recht, Petitionen mündlich vorzubringen oder persönlich zu überreichen, be-

steht nicht. 

 

 

4 Zuständigkeit des Petitionsausschusses 

 

4.1 Der Petitionsausschuss behandelt Petitionen, die den eigenen Zuständigkeitsbe-

reich des Landtages von Sachsen-Anhalt, insbesondere die Landesgesetzgebung be-

treffen. 

 

4.2 Der Petitionsausschuss behandelt Petitionen, die den Zuständigkeitsbereich der Re-

gierung, von Behörden oder sonstigen Einrichtungen, die öffentliche Aufgaben im 

Lande Sachsen-Anhalt wahrnehmen, betreffen. Dies gilt unabhängig davon, inwie-

weit die Behörden und sonstigen Einrichtungen einer Aufsicht der Regierung unter-

liegen. 

 

4.3 Petitionen, die ein Gerichtsverfahren betreffen, behandelt der Ausschuss nur inso-

weit, als auf Landesebene 

 

- von den zuständigen Stellen ein bestimmtes Verhalten als Verfahrensbeteiligte 
in einem Rechtsstreit verlangt wird. 

 

- eine gesetzliche Regelung gefordert wird, die eine mit den Petitionen angegrif-
fene Rechtsprechung für die Zukunft unmöglich machen würde. 

 

- die zuständigen Stellen aufgefordert werden, ein ihnen günstiges Urteil nicht zu 
vollstrecken. 

 

Soweit ein Eingriff in die richterliche Unabhängigkeit verlangt wird, werden sie nicht 

behandelt. 

 

 

5 Petitionsinformations- und Petitionsüberweisungsrechte 

 

5.1 Aus Artikel 17 des Grundgesetzes und Artikel 19 der Landesverfassung folgt ein In-

formationsrecht sowohl bei Bitten als auch Beschwerden. 

 

5.2 In Angelegenheiten der Landesverwaltung richtet sich das Informationsrecht grund-

sätzlich gegen die Regierung. 

Soweit eine Aufsicht des Landes nicht besteht, richtet es sich unmittelbar gegen die 

zuständige Stelle, die öffentliche Aufgaben des Landes wahrnimmt.  
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5.3 Soweit Ersuchen um Unterlagen, Auskunft oder Zutritt zu Einrichtungen unmittelbar 

an Behörden des Landes, landesunmittelbare Körperschaften, Anstalten und Stif-

tungen des öffentlichen Rechts gerichtet werden, ist das zuständige Mitglied der 

Regierung zu verständigen (§ 48 Abs. 2 GO.LT). 

Für die Einsicht in MfS-/AfNS-Akten gibt es eine noch zu erlassende Sonderregelung. 

 

5.4 Überweisungsrecht 

 

5.4.1 Zur Erledigung einer Petition kann der Petitionsausschuss mittels einer Beschluss-

empfehlung für den Landtag beantragen, die Petition der Regierung zu überweisen. 

Des Weiteren ist gemäß § 51 Abs. 2 der GO.LT zu verfahren. 

 

5.4.2 Soweit eine Aufsicht der Regierung nicht besteht, richtet sich das Überweisungs-

recht unmittelbar an die Einrichtung der Landesverwaltung oder die zuständige 

Stelle, die öffentliche Aufgaben des Landes wahrnimmt. 

 

 

6 Bearbeitung der Eingaben durch den Ausschussdienst 

 

6.1 Eingehende Petitionen 

 

6.1.1 Jede Eingabe wird grundsätzlich gesondert erfasst. Dem Petenten ist der Eingang zu 

bestätigen. Mit der Eingangsbestätigung ist der Petent aufzufordern, mitzuteilen, 

ob er mit einer öffentlichen Behandlung seiner Petition einverstanden ist. Liegt das 

Einverständnis bis zur Behandlungsreife der Petition nicht vor, ist die Petition in 

nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln. Die Behandlungsreife liegt mit Herausgabe 

der Tagesordnung vor. 

 

6.1.2 Bei Mehrfachpetitionen wird eine Petition als Leitpetition geführt. 

 

6.1.3 Massenpetitionen werden als eine Petition (Leitpetition) für die Bearbeitung ge-

führt. Die einzelnen Petitionen werden gesammelt und zahlenmäßig erfasst. 

 

6.2 Eingaben, die keine Petition sind (s. Nummer 1.3), werden so weit wie möglich 
durch eine Mitteilung an den Einsender, insbesondere durch einen Rat oder Hin-
weis, oder durch Weiterleitung erledigt. Im Übrigen werden sie weggelegt. 

 

6.3.1 Zur Erledigung durch den Ausschuss bereitet der Ausschussdienst grundsätzlich Pe-

titionen nicht vor, 

 

- deren Inhalt verworren ist, 
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- die unleserlich sind, 
 

- bei denen Anschrift oder Unterschrift des Petenten falsch oder gefälscht sind, 
 

- bei denen Anschrift oder Unterschrift des Petenten ganz oder teilweise fehlen, 
oder wenn bei Verwendung des Web-Formulars die Pflichtfelder nicht korrekt 
ausgefüllt worden sind, 

 

- mit denen etwas tatsächlich Unmögliches, eine strafbare Handlung, eine Ord-
nungswidrigkeit oder eine Maßnahme verlangt wird, die gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung verstößt, 

 

- die beleidigenden, erpresserischen oder nötigenden Inhalt haben. 

 

6.3.2 Sofern ein Mangel der Petition (s. Nummer 6.3.1) vom Petenten nicht innerhalb ei-

ner angemessenen Frist oder von Amts wegen behoben wird, legt der Ausschuss-

dienst die Petition im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden weg. 

 

6.4 Soweit für die Behandlung der Petitionen der Bundestag, ein anderes Landesparla-

ment oder andere Stellen zuständig sind, werden die Petitionen in der Regel nach 

Einholung des Einverständnisses des Petenten dorthin abgegeben. 

 

6.5 Leitet der Deutsche Bundestag nach abschließender Beratung eine Petition allen 

Landesvolksvertretungen zu, wird ein Petitionsverfahren geführt, wenn der Petent 

dies auf Nachfrage ausdrücklich wünscht. Ansonsten wird die Petition in anonymi-

sierter Form an das sachlich zuständige Ministerium zur Kenntnis übersandt. 

 

6.6 Ein Anspruch auf eine erneute sachliche Prüfung einer Petition besteht nicht, wenn 

der Petent sein Anliegen bereits in einer früheren Petition vorgebracht hat, diese 

beschieden worden ist und keine neuen entscheidungserheblichen Tatsachen oder 

Beweismittel vorgebracht werden. 

 

6.7 Zu den behandelbaren Petitionen holt der Ausschussdienst in der Regel schriftliche 

Stellungnahmen der Regierung oder anderer zur Auskunft verpflichteter Stellen ein. 

Soweit die persönlichen Daten der Petenten zur Erstellung der Stellungnahmen 

nicht erforderlich sind, sind die Petitionen anonymisiert an die Regierung oder die 

zur Auskunft verpflichteten Stellen zu übermitteln. Soweit die Stellungnahmen der 

Regierung nach Auffassung des Ausschussdienstes nicht ausreichend sind, kann er 

schriftlich ergänzende Stellungnahmen anfordern. 

 

6.8 Betrifft eine Petition einen Gegenstand der Beratung in einem Fachausschuss, wird 

eine schriftliche Stellungnahme des Fachausschusses eingeholt. Liegt diese Stel-
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lungnahme des Fachausschusses nach Ablauf einer angemessenen Frist von vier 

Wochen nicht vor, ist die Petition dem Petitionsausschuss zur Entscheidung über 

die weitere Verfahrensweise vorzulegen. 

 

6.9 Nach Eingang der Stellungnahmen der Regierung gibt der Ausschussdienst deren 

Inhalt in der Regel den Petenten zur Kenntnis. 

 

6.10 Wird dem Anliegen des Petenten entsprochen, erhält er hierüber eine Benachrichti-

gung. Der Ausschussdienst erstellt ein Verzeichnis der positiv erledigten Petitionen. 

 

6.11 Ist der Ausschussdienst der Auffassung, dass die Petition offensichtlich erfolglos 

bleiben wird, kann er dem Petenten die Gründe mit dem Hinweis mitteilen, dass 

das Petitionsverfahren abgeschlossen werde, wenn er innerhalb von sechs Wochen 

keine Einwendungen erhebe. 

Äußert sich der Petent nicht innerhalb dieser Frist, so nimmt der Ausschussdienst 

die Petition in ein Verzeichnis von erledigten Petitionen auf. 

 

6.12 Der Ausschussdienst erarbeitet Vorschläge zur weiteren Sachaufklärung (Nummer 

6.13) oder zur abschließenden Erledigung (Nummer 6.14) und leitet sie den Bericht-

erstattern zu. 

 

6.13 Zur weiteren Sachaufklärung kann insbesondere vorgeschlagen werden, 

 

- eine zusätzliche Stellungnahme anderer zuständiger Stellen einzuholen, 
 

- einen Vertreter der Regierung zur Sitzung zu laden, 
 

- von den Befugnissen aus Artikel 61 Abs. 2 und 3 der Landesverfassung Gebrauch 
zu machen. 

 

6.14 Die Vorschläge zur abschließenden Erledigung durch den Landtag können insbeson-

dere lauten: 

 

6.14.1 Die Petition der Regierung zur Berücksichtigung zu überweisen, 

 

- weil das Anliegen des Petenten begründet und Abhilfe notwendig ist. 
 

6.14.2 Die Petition der Regierung zur Erwägung zu überweisen, 

 

- weil die Eingabe Anlass zu einem Ersuchen an die Regierung gibt, das Anliegen 
noch einmal zu überprüfen und nach Möglichkeiten der Abhilfe zu suchen. 
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6.14.3 Die Petition der Regierung als Material zu überweisen, 

 

- um zum Beispiel zu erreichen, dass die Regierung sie in die Vorbereitung von 

Gesetzentwürfen, Verordnungen oder anderen Initiativen oder Untersuchungen 

einbezieht. 

 

6.14.4 Die Petition der Regierung zu überweisen, 

 

- um sie auf die Begründung des Beschlusses des Landtages hinzuweisen 
 

oder 

 

- um sie auf das Anliegen des Petenten besonders aufmerksam zu machen. 

 

6.14.5 Die Petition den Fraktionen des Landtages und/oder den zuständigen Fach-

ausschüssen zur Kenntnis zu geben, 

 

- weil sie zum Beispiel als Anregung für eine parlamentarische Initiative geeignet 
erscheint, 

 

- um sie auf das Anliegen des Petenten besonders aufmerksam zu machen. 
 

6.14.6 Das Petitionsverfahren abzuschließen, 

 

- weil das Anliegen inhaltlich bereits in der laufenden Wahlperiode behandelt 
worden ist, 

 

- weil dem Anliegen entsprochen worden ist, 
 

- weil eine Gesetzesänderung oder Gesetzesergänzung nicht in Aussicht gestellt 
werden kann, 

 

- weil der Bitte oder Beschwerde nicht entsprochen werden kann, 
 

- weil das Verhalten der Verwaltung nicht zu beanstanden ist, 
 

- weil die Eingabe inhaltlich nicht behandelt werden kann. 
 

6.15 Die zu Nummer 6.14 aufgeführten Vorschläge sind hinsichtlich der Art der Erledi-

gung und hinsichtlich der Stelle, an die sich eine Überweisung richten kann, bei-

spielhaft. Sie sind schriftlich zu begründen. 
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6.16 Tritt der Ausschuss für mehr als sechs Wochen nicht zu einer Sitzung zusammen, in-
formiert der Ausschussdienst die Petenten darüber. 

 
6.17 Mit Herausgabe der Tagesordnung ist den Petenten der voraussichtliche Behand-

lungstermin ihrer Petition mitzuteilen. Eine gesonderte Einladung zur Sitzung erfolgt 

nicht. Es besteht keine Teilnahmepflicht der Petenten. 

 
 
7 Behandlung der Petitionen durch den Petitionsausschuss 

 
7.1 Der Petitionsausschuss behandelt Petitionen in öffentlicher Sitzung, es sei denn die 

Öffentlichkeit ist auszuschließen, weil  

 

- Rechtsvorschriften die Bekanntgabe von Daten untersagen, 

 

- die Gefahr besteht, dass Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich der 

beschwerdeführenden Person oder Dritter zur Sprache kommen, durch deren 

öffentliche Erörterung überwiegend schutzwürdige Interessen verletzt würden, 

oder 

 

- die Person, welche die Petition eingereicht hat oder für die sie eingereicht wur-

de, ihr Einverständnis zu einer öffentlichen Behandlung der Petition nicht er-

teilt hat. 

 

7.2 Erklärt sich der Petent mit der Behandlung seiner Petition in öffentlicher Sitzung 

nicht einverstanden, ist ihm auf seinen Wunsch hin die Möglichkeit einzuräumen, 

an der nichtöffentlichen Behandlung seiner Petition teilzunehmen, soweit Dritte 

durch seine Teilnahme an der Beratung nicht in ihren Rechten betroffen sind. 

 

7.3 Der Ausschuss kann dem Petenten sowohl bei öffentlicher als auch nichtöffentlicher 

Behandlung der Petition die Möglichkeit einräumen, sich mündlich zu seinem Anlie-

gen zu äußern.  

 

7.4 Die Öffentlichkeit ist hergestellt, wenn Vertretern der Medien und sonstigen Zuhö-

rern im Rahmen der Raumverhältnisse des Landtagsgebäudes der Zutritt ermöglicht 

wird. 

 

7.5 Der Ausschuss behandelt die nicht öffentlichen Beratungsgegenstände in einem 

nichtöffentlichen Teil der Sitzung.  

 

7.6 Bild- und Tonaufnahmen 
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7.6.1 Bis zum Beginn des öffentlichen Teils der Sitzungen sind Bild- und Fernsehaufnah-

men durch Medienvertreter gestattet. Unterlagen der Abgeordneten, der ständigen 

Gäste, des Ausschussdienstes oder der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Fraktio-

nen dürfen nicht fotografiert oder gefilmt werden. 

 

7.6.2 Während der Sitzungen sind grundsätzlich keine Bild- und Tonaufnahmen zugelas-

sen. Der Ausschuss kann mit Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden 

Mitglieder und mit Einverständnis des anwesenden Petenten oder der anzuhören-

den Personen im Einzelfall anderweitige Regelungen treffen. 

 
7.7 Berichterstatter 

 

7.7.1 Der Petitionsausschuss bestimmt zu jedem zu behandelnden Sachgebiet zwei ver-

schiedenen Fraktionen angehörende Ausschussmitglieder als Berichterstatter. Jede 

andere Fraktion entscheidet, ob sie zu allen Sitzungen die vollständigen Petitionsun-

terlagen erhält. Die vorstehenden Festlegungen sind zu Beginn der Wahlperiode zu 

treffen. Unabhängig davon kann jede Fraktion im Ausschuss ohne eigenen Bericht-

erstatter einen solchen zusätzlich verlangen. Die Berichterstatter legen dem Aus-

schuss Anträge zur Behandlung der Petitionen vor. Anträgen eines Berichterstatters 

zur weiteren Sachaufklärung soll der Ausschuss in der Regel stattgeben. 

 

7.7.2 Bei Massen- und Mehrfachpetitionen gelten die Anträge der Berichterstatter zur 

Leitpetition auch für die dazu vorliegenden übrigen Petitionen. 

 

7.8 In der Ausschusssitzung werden Petitionen einzeln aufgerufen, mit Ausnahme der 

Petitionen, die sich erledigt haben, 

 

- aus Gründen der Nummern 6.10 und 6.11, 
 

- weil sie zurückgenommen wurden, 
 

- weil die Petenten auf Rückfragen des Ausschusses nicht reagiert haben. 

 

Über die erledigten Petitionen berichtet der Vorsitzende im Ausschuss, soweit der 

Ausschuss einen Einzelbericht wünscht. 

 

7.9  Umgang mit neuen Mehrfach- und Massenpetitionen nach abschließender Behand-

lung der Leitpetition 

 

7.9.1 Gehen nach dem Ausschussbeschluss über eine Leitpetition von Mehrfach-

petitionen weitere Mehrfachpetitionen mit demselben Anliegen ein, werden sie in 
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einer Aufstellung zusammengefasst und im Ausschuss mit dem Antrag zur Leitpeti-

tion zur Sammelabstimmung gestellt. 

 

7.9.2 Nach dem Ausschussbeschluss über eine Massenpetition (s. Nummer 1.2.3) einge-

hende weitere Eingaben mit demselben Anliegen werden nur noch gesammelt und 

zahlenmäßig erfasst. Dem Ausschuss wird vierteljährlich darüber berichtet. 

 

7.9.3 Das Verfahren nach den Nummern 7.9.1 und 7.9.2 ist nur während der Wahlperiode 

anwendbar, in der der Beschluss zur Leitpetition gefasst wurde. Ändert sich wäh-

rend der Wahlperiode die Sach- und Rechtslage oder die Auffassung des Ausschus-

ses, die der Beschlussfassung zum Gegenstand der Leitpetition zugrunde lag, ist das 

Verfahren nicht mehr anwendbar. 

 

7.10 Dem Ausschuss werden zur Bestätigung vorgelegt: 

 

- die Verzeichnisse über erledigte Petitionen 
 

- das Protokoll über jede Ausschusssitzung in der auf die Protokollverteilung fol-
genden Sitzung. 

 

7.11 Beschlussempfehlung an den Landtag 

 

7.11.1 Der Petitionsausschuss berichtet dem Landtag halbjährlich über die von ihm behan-

delten Petitionen mit einer Beschlussempfehlung in Form von Sammelübersichten 

(§ 50 GO.LT). 

 

7.11.2 Wird von einer Fraktion eine Aussprache über eine Beschlussempfehlung oder ein 

Änderungsantrag zu einer Beschlussempfehlung angekündigt, wird die Beschluss-

empfehlung gesondert ausgedruckt. 

 

 

8 Ausführung der Beschlüsse 

 

8.1 Benachrichtigung der Petenten 

 

8.1.1 Fasst der Landtag Beschlüsse, die den Vorschlägen der Nummern 6.14.1 bis 6.14.4 

entsprechen, teilt der Vorsitzende dem Petenten die Art der Erledigung seiner Peti-

tion mit. Die Mitteilung soll einen Hinweis auf die Landtagsdrucksache und - wenn 

über die Beschlussempfehlung eine Aussprache stattgefunden hat - auch einen 

Hinweis auf die Aussprache und das Plenarprotokoll enthalten. Die Begründung zur 

Beschlussempfehlung ist beizufügen. 
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8.1.2 Fasst der Ausschuss nach seiner abschließenden Beratung den Beschluss, dem Land-

tag zu empfehlen, die Petition für erledigt zu erklären, so wird der Petent bereits 

vor der Beschlussfassung durch den Landtag über die Beschlussempfehlung mit Be-

gründung unterrichtet. Stimmt der Landtag der Beschlussempfehlung des Petitions-

ausschusses zu, erfolgt keine weitere Benachrichtigung des Petenten; es sei denn, 

der Petent wünscht eine Benachrichtigung. In diesem Fall ist entsprechend nach 

Nummer 8.1.1 zu verfahren. Unter Beachtung datenschutzrechtlicher Regelungen 

erhält das für die Petitionsangelegenheit zuständige Ministerium eine Kopie der Be-

schlussempfehlung des Petitionsausschusses. 

 

8.1.3 Benachrichtigung bei einer Vielzahl von Petenten mit gleichem Anliegen 

 

8.1.3.1 Bei Petitionen, die von einer nichtrechtsfähigen Personengemeinschaft (Bür-

gerinitiative etc.) unter einem Gesamtnamen oder einer Kollektivbezeichnung ein-

gebracht werden, wird über die Art der Erledigung nur informiert, wer als Kontakt-

person anzusehen ist. 

 

8.1.3.2 Das Gleiche gilt bei Sammelpetitionen und Massenpetitionen. 

 

8.1.3.3 Haben die Petenten keine gemeinsame Kontaktadresse, kann die Einzelbenachrich-

tigung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die Bekanntmachung 

kann auch auf der Internetseite des Landtages erfolgen. Hierüber sowie über die Art 

und Weise der öffentlichen Bekanntmachung entscheidet der Ausschuss.  

 

8.1.4 Der Ausschuss kann bei den Nummern 8.1.3.1 und 8.1.3.2 zusätzlich eine öffentli-

che Bekanntmachung beschließen. Nummer 8.1.3.3 Sätze 2 und 3 gilt entspre-

chend. 

 

8.2 Unterrichtung der Regierung und anderer Stellen 

 

8.2.1 Beschlüsse des Landtages, eine Petition der Regierung zur Berücksichtigung zu 

überweisen, teilt der Landtagspräsident dem Ministerpräsidenten mit. Beschlüsse 

des Landtages, eine Petition der Regierung zur Erwägung zu überweisen, teilt der 

Vorsitzende dem zuständigen Minister mit. 

 

8.2.2 Der Regierung wird zur Beantwortung eine Frist von in der Regel zwei Monaten ge-

setzt. 

 

8.2.3 Richtet sich ein Berücksichtigungs- oder Erwägungsbeschluss an eine andere Stelle 

als die Regierung (s. Nummer 5.4.1), gelten die Nummern 8.2.1 und 8.2.2 entspre-

chend. 
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8.2.4 Beschlüsse des Landtages, eine Petition der Regierung als Material zu überweisen, 

teilt der Vorsitzende dem zuständigen Minister mit. Dieser soll dem Petitionsaus-

schuss über die weitere Sachbehandlung spätestens nach einem halben Jahr berich-

ten. 

 

8.2.5 Alle anderen Beschlüsse übermittelt der Vorsitzende an die zuständigen Stellen. 

 

8.3 Der Ausschussdienst gibt die Antwort der Regierung oder einer anderen Stelle 

(s. Nummern 5.4.1, 5.4.2) den Ausschussmitgliedern durch eine Ausschussdrucksa-

che zur Kenntnis. 

 

 

9 Tätigkeitsbericht 

 

Der Petitionsausschuss erstattet dem Landtag jährlich einen schriftlichen Bericht 

über seine Tätigkeit. 

 

 

10 Sprachliche Gleichstellung 

 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesen Grundsätzen gelten jeweils in 

männlicher und weiblicher Form. 

 

 
 

 

Dr. Gunnar Schellenberger 

Präsident 
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  06.07.2021 

Drucksache  

8/17 
 

öffentlich 

Beschluss 

– 

 
Geheimschutzordnung des Landtages von Sachsen-Anhalt (GSO LT) 

 

 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in der 1. Sitzung zu Drucksache 8/3 folgenden Beschluss 

gefasst: 

 

 

Geheimschutzordnung des Landtages von Sachsen-Anhalt (GSO LT) 

 

 

 

Dr. Gunnar Schellenberger 

Präsident 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(Ausgegeben am 13.07.2021) 
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Geheimschutzordnung des Landtages von Sachsen-Anhalt (GSO LT) 

 

Abschnitt 1 

Allgemeines 

 

§ 1 

Gegenstand 

 

Gegenstand dieser Geheimschutzordnung sind Verfahrensregelungen, die dem Schutz be-

rechtigter staatlicher und privater Geheimhaltungsinteressen gegen eine unbefugte oder 

unbewusste Offenbarung dienen. 

 

§ 2 

Geltungsbereich 

 

(1) Die Geheimschutzordnung gilt für die Behandlung sämtlicher Verschlusssachen, die 

 

1. innerhalb des Landtages entstehen oder 
 

2. außerhalb des Landtages entstanden und von der herausgebenden Stelle dem Landtag, 
einem Ausschuss, einer Kommission oder einem Mitglied des Landtages zur Wahrneh-
mung ihrer parlamentarischen Aufgaben zugeleitet worden sind. 

 

(2) Für die Behandlung von Verschlusssachen, die im Rahmen der Verwaltungstätigkeit des 
Landtages entstehen oder die der Erledigung seiner Verwaltungsfunktionen dienen, ist die 
Verschlusssachenanweisung für das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. September 1996 (MBl. LSA S. 1923), zuletzt geändert durch Runderlass vom 
23. August 2001 (MBl. LSA S. 845), in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwen-
den. 
 

§ 3 

Begriffsbestimmung 

 

(1) Verschlusssachen im Sinne dieser Geheimschutzordnung sind alle Angelegenheiten, die in 

einen der Geheimhaltungsgrade des § 7 förmlich eingestuft worden sind, weil sie nach Ein-

schätzung der herausgebenden Stelle der Öffentlichkeit nicht bekannt werden dürfen und 

deshalb besonderer Sicherungsmaßnahmen bedürfen. 

 

(2) Als Verschlusssachen gelten auch alle zu einer Verschlusssache gehörenden Zwischenma-

terialien wie z. B. Vorentwürfe, Aufzeichnungen auf Tonträger, Stenogramme, Kohlepapier, 

Schablonen und Fehldrucke, es sei denn, sie werden nach Gebrauch sofort vernichtet. 
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(3) Stimmzettel und Umschläge von geheimen Abstimmungen (Artikel 65 Abs. 1 der Verfas-

sung des Landes Sachsen-Anhalt) sowie von Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln sind keine 

Verschlusssachen im Sinne dieser Geheimschutzordnung. Das Gleiche gilt für Niederschriften 

über nichtöffentliche Sitzungen von Ausschüssen des Landtages; die Befugnis des Ausschus-

ses gemäß § 27 bleibt unberührt. 

 

Abschnitt 2 

Begründung und Beendigung der Verschlusssacheneigenschaft 

 

§ 4 

Erhebung zur Verschlusssache 

 

(1) Verschlusssachen entstehen innerhalb des Landtages dadurch, dass die herausgebende 

Stelle eine Angelegenheit in einen der in § 7 vorgesehenen Geheimhaltungsgrade förmlich 

einstuft (Erhebung). 

 

(2) Die Einstufung einer Angelegenheit zur Verschlusssache ist unabhängig von ihrer Darstel-

lungsform. 

 

(3) Soweit eine herausgebende Stelle außerhalb des Landtages eine Angelegenheit in den 

Geheimhaltungsgrad VS-Nur für den Dienstgebrauch eingestuft hat, behandelt die Verwal-

tung des Landtages diese Angelegenheit nur innerhalb der Verwaltungstätigkeit entspre-

chend der Einstufung als Verschlusssache. Für den parlamentarischen Bereich trifft das sach-

lich zuständige Gremium des Landtages die Entscheidung über eine Erhebung zur Ver-

schlusssache.  

 

§ 5 

Herausgebende Stelle im Landtag 

 

(1) Herausgebende Stelle für die innerhalb des Landtages entstehenden Verschlusssachen 

sind der Präsident sowie die Ausschüsse und Kommissionen. Herausgebende Stelle für Ver-

schlusssachen nach § 2 Abs. 2 ist auch der Direktor beim Landtag. Der Präsident kann weite-

re Stellen ermächtigen. 

 

(2) Die herausgebende Stelle ist für die Einstufung einer Angelegenheit zur Verschlusssache, 

für die erstmalige Vergabe sowie für jegliche Änderung des Geheimhaltungsgrades zustän-

dig. 
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§ 6 

Funktionsnachfolge 

 

Hebt der Präsident eine Ermächtigung nach § 5 Abs. 1 Satz 3 auf oder stellt eine herausge-

bende Stelle ihre Tätigkeit ein oder fällt sie weg, so gehen ihre Befugnisse und Verpflichtun-

gen auf den Präsidenten über. § 5 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 

 

§ 7 

Geheimhaltungsgrade 

 

(1) Angelegenheiten, die nach Einschätzung der herausgebenden Stelle vor einer Kenntnis-

nahme durch Unbefugte geschützt werden müssen, sind nach Maßgabe der §§ 8, 9, 34 in ei-

nen der Geheimhaltungsgrade: streng geheim, geheim, VS-vertraulich einzustufen. 

 

(2) Als streng geheim eingestuft werden Verschlusssachen, deren Kenntnis durch Unbefugte 

den Bestand der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden kann. 

 

(3) Als geheim eingestuft werden Verschlusssachen, deren Kenntnis durch Unbefugte die Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden, ihren Interes-
sen oder ihrem Ansehen schweren Schaden zufügen oder für einen fremden Staat von gro-
ßem Vorteil sein kann. 
 

(4) Als VS-vertraulich eingestuft werden Verschlusssachen, deren Kenntnis durch Unbefugte 

den Interessen oder dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 

abträglich oder für einen fremden Staat von Vorteil sein kann. 

 

§ 8 

Grundsätze für die Einstufung 

 

(1) Geheimeinstufungen sind auf den für eine Absicherung der Angelegenheit unerlässlich 

notwendigen Geheimhaltungsgrad und Zeitraum (§ 9) zu beschränken. 

 

(2) Geheimhaltungsgrade sind unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismä-

ßigkeit zu vergeben; Verschlusssachen sind nicht höher einzustufen, als ihr Inhalt es unbe-

dingt erfordert. 

 

(3) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache richtet sich nach dem Inhalt des Teiles 

der Verschlusssache, der den höchsten Geheimhaltungsgrad erfordert. 

 

(4) Schriftstücke, die sich auf eine Verschlusssache beziehen, aber selbst keinen entspre-

chenden geheimhaltungsbedürftigen Inhalt haben, wie z. B. Erinnerungsschreiben, sind nach 

ihrem, nicht nach dem Inhalt der veranlassenden Verschlusssache einzustufen. 
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§ 9 

Zeitliche Befristung der Einstufung 

 

(1) Der Zeitraum, für den eine Angelegenheit als Verschlusssache eingestuft werden soll (§ 8 

Abs. 1), darf regelmäßig fünf Jahre nicht übersteigen. Die Frist nach Satz 1 beginnt am 

1. Januar des auf die Einstufung folgenden Jahres. 

 

(2) Nach Ablauf der Fünfjahresfrist ist die Angelegenheit als nicht eingestuft (offen) zu be-

handeln, es sei denn, die Einstufung würde wiederholt. 

 

(3) Angelegenheiten, die als Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad VS-vertraulich 

eingestuft sind, sind spätestens nach Ablauf von 20 Jahren offen zu behandeln. 

 

§ 10 

Allgemeine Verweisung 

 

Für den Umgang mit Verschlusssachen sind ergänzend die in der Verschlusssachenanwei-

sung für das Land Sachsen-Anhalt niedergelegten Regeln zu beachten, soweit diese Geheim-

schutzordnung keine abweichenden Regelungen trifft. 

 
§ 11 

Kontrollpflicht, Änderung oder Aufhebung  

des Geheimhaltungsgrades 

 

(1) Die herausgebende Stelle hat den Verschlussvorgang in regelmäßigem Turnus, zumindest 

innerhalb der Frist des § 9 Abs. 2, darauf zu überprüfen, ob die für die Einstufung als Ver-

schlusssache und die zeitliche Befristung maßgeblichen Gründe fortbestehen und die Auf-

rechterhaltung der getroffenen Entscheidungen rechtfertigen. 

 

(2) Sind die ursprünglich für die Einstufung einer Angelegenheit als Verschlusssache maßgeb-

lichen Gründe entfallen oder rechtfertigen sie nur noch die Einstufung mit einem geringeren 

Geheimhaltungsgrad, so hat die herausgebende Stelle den Geheimhaltungsgrad aufzuheben 

oder zu ändern.  

 

(3) Die Aufhebung der Einstufung als Verschlusssache sowie jede Änderung ihres Geheimhal-

tungsgrades ist von der herausgebenden Stelle auf der Verschlusssache zu vermerken. Von 

einer Höherstufung des Geheimhaltungsgrades hat die herausgebende Stelle alle Empfänger 

der Verschlusssache unverzüglich zu benachrichtigen. 
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Abschnitt 3 

Geheimregistratur 

 

§ 12 

Einrichtung 

 
Zur Gewährleistung der zum Schutz von Verschlusssachen erforderlichen Sicherheitsmaß-

nahmen ist eine Geheimregistratur dauerhaft zu unterhalten. Die Geheimschutzbeauftragte 

oder der Geheimschutzbeauftragte ist dem Direktor beim Landtag unmittelbar unterstellt. 

 
§ 13 

Aufgaben 

 

Der Geheimregistratur obliegt die Registrierung, Aufbewahrung, Sicherung, Verwaltung, Be-

förderung und Archivierung sämtlicher Verschlusssachen. Ihr obliegt die Weiterleitung der 

Angelegenheiten nach der Aufhebung der Einstufung. 

 

§ 14 

Zuleitungspflicht 

 

(1) Sämtliche im Landtag entstandenen Verschlusssachen sind der Geheimregistratur von 

der herausgebenden Stelle zuzuleiten. 

 

(2) Soweit Verschlusssachen, die außerhalb des Landtages entstanden sind, dem Landtag 

oder einem Ausschuss, einer Kommission oder einem Mitglied des Landtages von der her-

ausgebenden Stelle unmittelbar übersandt worden waren, sind sie der Geheimregistratur 

von ihren Empfängern unverzüglich zuzuleiten. 
 

Abschnitt 4 

Akteneinsicht- und Zugangsgewährung 

 

§ 15 

Zugangsberechtigung der Abgeordneten 

 

(1) Den Mitgliedern des Landtages ist Einsicht in Verschlusssachen zu gewähren, soweit die 

Kenntnis einer zur Verschlusssache erhobenen Angelegenheit für die Erfüllung ihrer parla-

mentarischen Aufgaben erforderlich ist. 

 

(2) Die Kenntnis einer Verschlusssache, die in einem Ausschuss des Landtages behandelt 

werden soll oder die in einem Ausschuss des Landtages entstanden ist oder die Gegenstand 

einer Ausschusssitzung war, ist für die Erfüllung der parlamentarischen Aufgaben der Mit-

glieder dieses Ausschusses und ihrer Stellvertreter stets erforderlich. 
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(3) Andere Mitglieder des Landtages, die nicht Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder 

des Ausschusses sind, in dem die Verschlusssache behandelt werden soll oder beraten wor-

den ist, können Zugang zu dieser Verschlusssache nur aufgrund einer besonderen Ermächti-

gung erhalten, über die der zuständige Ausschuss durch Beschluss befindet. Der Präsident 

sowie die Vorsitzenden der im Landtag vertretenen Fraktionen bedürfen dieser besonderen 

Zugangsermächtigung nicht. 

 

(4) Wird Einsicht in eine Verschlusssache begehrt, die in einem Untersuchungsausschuss be-

handelt werden soll oder in ihm entstanden ist oder in ihm zur Beratung gestanden hat, so 

bedarf es eines Beschlusses gemäß Absatz 3 Satz 1 nicht, wenn das Mitglied des Landtages, 

das nicht Mitglied oder stellvertretendes Mitglied des Untersuchungsausschusses ist, gemäß 

§ 12 des Untersuchungsausschussgesetzes an einer Sitzung des Untersuchungsausschusses 

teilgenommen hatte oder zu ihr zugelassen worden war. 

 

§ 16 

Zugangsberechtigung anderer Personen 

 

(1) Andere Personen, insbesondere Fraktionsangestellte und Mitarbeiter von Mitgliedern 

des Landtages, dürfen Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-

vertraulich und höher nur erhalten, wenn sie 

 

1. im Auftrag eines gemäß § 15 Berechtigten handeln und  
 

2. sich einer Sicherheitsüberprüfung erfolgreich unterzogen haben und  
 

3. zum Umgang mit Verschlusssachen des entsprechenden Geheimhaltungsgrades schrift-
lich ermächtigt und  

 

4. unter Hinweis auf die Strafbarkeit einer Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förm-
lich verpflichtet worden sind. 

 

(2) War die fragliche Verschlusssache außerhalb des Landtages entstanden und ist sie als VS-

vertraulich oder höher eingestuft, so darf der Zugang zur Verschlusssache überdies nur mit 

Zustimmung der herausgebenden Stelle gewährt werden. 

 

(3) Die Sicherheitsprüfung, Umgangsermächtigung und Geheimhaltungsverpflichtung nach 

Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 wird vom Präsidenten oder der von ihm beauftragten Stelle nach Maß-

gabe des Sicherheitsüberprüfungs- und Geheimschutzgesetzes vom 26. Januar 2006 

(GVBl. LSA S. 12, 14) in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt. Die getroffenen Ent-

scheidungen sind aktenkundig zu machen. 
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§ 17 

Zeitpunkt und Umfang einer Unterrichtung 

 

Über den Inhalt einer Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich und höher 

darf nicht umfassender und früher unterrichtet werden, als dies zur Wahrnehmung der par-

lamentarischen Aufgaben unerlässlich ist. 

 

§ 18 

Akteneinsicht und Mitnahme im Landtag 

 

(1) Den Zugangsberechtigten wird Einsicht in Verschlusssachen nur durch die Geheimregist-

ratur und nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen grundsätzlich nur in den dafür 

bestimmten Räumlichkeiten gewährt. 

 

(2) Verschlusssachen bis einschließlich des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich sind den 

Zugangsberechtigten auf Verlangen zur Akteneinsicht und Mitnahme in die der Verwaltung 

des Landtages unterstehenden Räume auszuhändigen. 

 

(3) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades geheim und höher dürfen von den Zu-
gangsberechtigten grundsätzlich nur in der Geheimregistratur oder dem vom Präsidenten 
bestimmten Raum eingesehen und bearbeitet werden. Über Ausnahmen entscheidet der 
Präsident. Etwaige bei der Bearbeitung entstehende Notizen verbleiben bis zur Behandlung 
durch den Ausschuss in der Geheimregistratur. Sie sind außerhalb der Ausschussberatungen 
der Geheimregistratur wieder zuzuleiten und von dieser nach Abschluss der Beratungen von 
Amts wegen zu vernichten. 
 

§ 19 

Mitnahme und Verwahrung von Verschlusssachen außerhalb des Landtages 

 

(1) Die Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade geheim und höher aus 

den der Verwaltung des Landtages unterstehenden Räumen ist unzulässig, es sei denn, dass 

der Präsident sie gestattet. Der Präsident kann die Mitnahme zulassen, wenn unabweisbare 

Gründe dies erfordern. In diesem Fall legt er gleichzeitig fest, wie die Verschlusssachen zu 

befördern sind. 

 

(2) Bei der Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-vertraulich oder 

höher ist für die ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sorgen. Steht für Verschlusssa-

chen der Geheimhaltungsgrade streng geheim oder geheim kein Stahlschrank mit Kombina-

tions- und Sicherheitsschloss zur Verfügung, muss der Inhaber eine vergleichbar sichere Auf-

bewahrung gewährleisten. Bei Aufenthalten im Ausland sind die Verschlusssachen nach 

Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen aufzubewahren. 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 26.04.2023 | Drucksache 8/2558 

 

85 

Abschnitt 5 

Sorgfaltspflichten 

 

§ 20 

Verschwiegenheitspflicht 

 

(1) Jeder, der von einer Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich oder hö-

her Kenntnis erlangt hat, ist verpflichtet, Verschwiegenheit zu wahren. 

 

(2) Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem 

Landtag und nach Beendigung der Tätigkeit als Fraktions- oder Abgeordnetenmitarbeiter. 

 

(3) In der Öffentlichkeit dürfen Verschlusssachen weder gelesen noch erörtert werden. 

 

§ 21 

Obhutspflicht 

 

Jeder, der vom Inhalt einer Verschlusssache Kenntnis genommen hat oder dem eine Ver-

schlusssache zugänglich gemacht worden ist, trägt neben der persönlichen Verantwortung 

für die Geheimhaltung die Verantwortung für die vorschriftsmäßige Behandlung und Aufbe-

wahrung entsprechend den Vorschriften dieser Geheimschutzordnung. 

 

§ 22 

Pflichten bei der Führung von Telefonaten 

 

Über Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich oder höher dürfen Tele-

fongespräche nur in außergewöhnlichen und dringenden Fällen geführt werden. In diesen 

Fällen sind die Gespräche so vorsichtig zu führen, dass der Sachverhalt Dritten nicht ver-

ständlich wird. Ist der Gesprächspartner nicht mit Sicherheit festzustellen, so ist ein Kon-

trollanruf erforderlich. 

 

§ 23 

Mitteilungspflicht 

 

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungsversuche frem-

der Nachrichtendienste oder darauf schließen lässt, dass Unbefugte Kenntnis vom Inhalt von 

Verschlusssachen erhalten haben, sowie der Verlust von Verschlusssachen der Geheimhal-

tungsgrade VS-vertraulich oder höher oder der Verlust von Sicherheitsschlüsseln ist unver-

züglich dem Präsidenten oder der von ihm beauftragten Stelle mitzuteilen. 
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Abschnitt 6 

Umgang mit Verschlusssachen 

 

§ 24 

Empfangsbestätigung 

 

Wer Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich oder höher ausgehändigt 

oder Einsicht in sie erhalten hat, hat ihren Empfang oder die Einsichtnahme schriftlich zu be-

stätigen. 

 

§ 25 

Herstellen von Kopien und Auszügen 

 

(1) Dem Empfänger einer Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich und 

höher ist es verwehrt, weitere Kopien (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und derglei-

chen) oder Auszüge aus der Verschlusssache selbst herzustellen oder herstellen zu lassen. 

Dies gilt auch für die Speicherung in elektronischer Form. Wegen der Behandlung von Noti-

zen, die bei der Bearbeitung von Verschlusssachen entstanden sind, wird auf § 18 Abs. 3 Satz 

3 und 4 verwiesen. 

 

(2) Soll eine Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich und höher ganz oder 

teilweise vervielfältig werden, so dürfen die Kopien ausschließlich von der Geheimregistratur 

hergestellt werden. Für die Herstellung von Kopien des Geheimhaltungsgrades streng ge-

heim ist außerdem die Zustimmung der herausgebenden Stelle erforderlich. 

 

(3) Kopien von und Auszüge aus Verschlusssachen sind wie Original-Verschlusssachen zu be-

handeln. 

 

§ 26 

Weiterleitung von Verschlusssachen 

 

(1) Die Weiterleitung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich und 

höher innerhalb des Landtagsgebäudes und ihre Versendung obliegen grundsätzlich allein 

der Geheimregistratur. Die Beförderung darf nur Personen anvertraut werden, die zum Um-

gang mit Verschlusssachen des entsprechenden Geheimhaltungsgrades ermächtigt sind. 

 

(2) Ausnahmsweise ist die unmittelbare Weitergabe einer Verschlusssache zulässig, wenn 
ein dringender Grund dafür besteht und der Empfänger eine entsprechende Zugangsberech-
tigung besitzt. Die Geheimregistratur ist unverzüglich über den Vorgang zu informieren.  
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Abschnitt 7 

Sicherungsmaßnahmen für parlamentarische Beratungen 

 

§ 27 

Einstufung von Ausschussberatungen 

 

(1) Soll im Ausschuss über eine Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich 

oder höher beraten werden, so stellt der Ausschussvorsitzende vor Aufnahme der Beratun-

gen zunächst fest, dass sich keine unbefugten Personen im Sitzungssaal aufhalten. Sodann 

führt er die Beschlussfassung gemäß Absatz 2 herbei. Der Ausschuss soll seine Beratungen 

grundsätzlich in denselben Geheimhaltungsgrad einstufen, in den auch die zu beratende 

Verschlusssache eingestuft worden ist. 

 

(2) Die Ausschüsse können ihre Beratungen oder Teile derselben durch Beschluss in einen 

Geheimhaltungsgrad nach § 7 einstufen. Der Beschluss muss regelmäßig vor Aufnahme der 

Beratungen gefasst werden. Stellt sich die Geheimhaltungsbedürftigkeit einer Angelegenheit 

erst nach Aufnahme der Ausschussberatungen heraus, so hat der Ausschussvorsitzende die 

Beschlussfassung über die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen nunmehr unverzüglich 

herbeizuführen. Der Ausschuss kann die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich 

beschließen. 

 

(3) Der Beschluss über die Geheimhaltung verpflichtet auch diejenigen Sitzungsteilnehmer, 

die nicht dem Ausschuss angehören. 

 

§ 28 

Behandlung von Verschlusssachen 

 

(1) Werden Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich oder höher einem 

Ausschuss zugeleitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens für deren Dauer ausgege-

ben werden. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe unterbleiben, wenn die 

Überwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist. 

 

(2) Der Ausschussvorsitzende kann bestimmen, dass Verschlusssachen der Geheimhaltungs-

grade VS-vertraulich und geheim an Mitglieder des Ausschusses bis zum Abschluss der Aus-

schussberatungen über den Beratungsgegenstand, auf den sich die Verschlusssache bezieht, 

ausgegeben werden, sofern ihre Aufbewahrung in dafür zulässigen Verwahrgelassen sicher-

gestellt ist.  

 

(3) Für Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich kann der Ausschuss ab-

weichende Regelungen beschließen.  
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§ 29 

Protokollierung 

 

(1) Für die Protokollierung der Beratung von VS-Angelegenheiten im Ausschuss gelten 

grundsätzlich die allgemeinen Regeln der Geschäftsordnung des Landtages von Sachsen-

Anhalt. 

 
(2) Betrifft das Protokoll Beratungen über Verschlusssachen, die in den Geheimhaltungsgrad 

VS-vertraulich eingestuft sind, so kann der Ausschuss abweichend von Absatz 1 beschließen, 

dass nur die Beschlüsse festgehalten werden.  

 

(3) Betrifft das Protokoll Beratungen von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades ge-

heim oder höher, so hat es sich auf eine Wiedergabe der Beschlüsse zu beschränken, sofern 

nicht der Ausschuss beschließt, dass auch die Beratungen ihrem Inhalt nach festgehalten 

werden sollen. Die durch § 14 Abs. 3 des Untersuchungsausschussgesetzes begründete Ver-

pflichtung zur wörtlichen Protokollierung einer Zeugenvernehmung oder Sachverständigen-

anhörung bleibt unberührt.  

 

§ 30 

Auflage und Verteilung der Protokolle 

 

Über Auflagenhöhe und Verteilung der Protokolle, die über Beratungen von Verschlusssa-

chen im Ausschuss angefertigt worden sind, beschließt der Ausschuss. 

 

§ 31 

Anfertigung von Notizen 

 

Hat ein Ausschussvorsitzender die Anfertigung von Notizen in einer Sitzung zugelassen, in 

der Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-vertraulich oder höher behandelt wur-

den, so sind diese Notizen am Ende der Sitzung zur Aufbewahrung oder Vernichtung an die 

Geheimregistratur abzugeben. 

 

§ 32 

Behandlung von Verschlusssachen im Plenum 

 

Die Behandlung von Verschlusssachen im Plenum setzt den Ausschluss der Öffentlichkeit 

gemäß Artikel 50 Abs. 2 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt voraus. 
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Abschnitt 8 

Sicherung von Privatangelegenheiten 

 

§ 33 

Schutzmaßnahmen 

 

(1) Erhält der Landtag oder ein Ausschuss, eine Kommission oder ein Mitglied des Landtages 

Kenntnis von Umständen aus dem persönlichen Lebensbereich einer Privatperson oder von 

einem Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs-, Steuer- oder sonstigen Geheimnis, so hat der Emp-

fänger darüber absolute Verschwiegenheit zu wahren. Die Vorschriften des Untersuchungs-

ausschussgesetzes bleiben unberührt. 

 

(2) Soll eine unter Absatz 1 fallende Angelegenheit in einen Ausschuss eingeführt und dort 

beraten werden, so darf die Beratung darüber erst aufgenommen werden, nachdem der 

Ausschuss über die erforderlichen Schutzmaßnahmen zur Geheimhaltung beschlossen hat. 

 

§ 34 

Einstufungsregeln 

 

Für die Bewertung einer unter § 33 Abs. 1 fallenden Angelegenheit ist der Grad der Gefähr-

dung, die Höhe des drohenden Schadens oder der Ansehensverlust, der bei Kenntnisnahme 

durch Unbefugte entstehen kann, maßgebend. 

 

§ 35 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Geheimschutzordnung tritt am 6. Juli 2021 in Kraft. Sie ist zu diesem Zeitpunkt auch 

auf anhängige Verfahren und eingestufte Akten anzuwenden. Zugleich tritt die Geheim-

schutzordnung vom 29. August 2008 - vorliegend in Drucksache 5/1489 - außer Kraft. 
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  12.07.2021 

Drucksache  

8/29 
 

öffentlich 

Unterrichtung 

– 
 

Landtag Magdeburg, 8. Juli 2021 

 

 

Redezeitstruktur 

 

 

Der Ältestenrat hat in seiner 1. Sitzung am 6. Juli 2021 folgende Redezeitstruktur für die ach-
te Wahlperiode beschlossen: 
 

 
Fraktion 

Redezeitstruktur 
(Angaben in Minuten) 

 

 A B C D E F G H I K 

CDU 3 5 10 13 26 35 53 70 88 105 

AfD 3 5 10 8 15 20 30 40 50 60 

DIE LINKE 3 5 10 4 8 11 16 21 26 32 

SPD 3 5 10 3 6 8 12 16 20 24 

FDP 3 5 10 2 5 6 9 12 15 18 

GRÜNE 3 5 10 2 4 5 8 11 13 16 

Landesregierung1 3 5 10 13 26 35 52 70 88 105 

 
Gesamtdebattendauer 21 35 70 45 90 120 180 240 300 

 
360 

 

 

Dr. Gunnar Schellenberger 

Präsident 

                                                      
1 Die Redezeiten der Landesregierung stellen eine Orientierung dar. 

 

(Ausgegeben am 12.07.2021) 


